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den 2. Juli 1847. 


G. Müller. 


Inland. 


Berlin. — Es iſt gegenwärtig allgemein die Nachricht verbreitet, daß der 
Polenprozeß erſt im Monat Auguſt ſeinen Anfang nehmen, dann aber ſo ſchnell 
hintereinander fortgeführt werden, daß er wahrſcheinlich auch noch im Auguſt völ⸗ 
lig zum Schluſſe kommen wird. Der Kammergerichts⸗Präſident Koch, unter deſ⸗ 
ſen Leitung der ganze Prozeß geführt werden wird, wohnt bereits in dem neuen 
Gefänguiſſe bei Moabit, wo bekanntlich die Sitzungen ſtattfinden werden, auch 
liegt dem Staats⸗Anwalte, Geh. Juſtizrath Wenzel, ſelbſt daran, dieſen Rieſen⸗ 
Proceß bald zum Ende zu bringen; nichtsdeſtoweniger ſind alle Arbeiten noch nicht 


ſo weit gediehen, als daß man vor 5 bis 6 Wochen bis zu dem eigentlich gericht⸗ 


lichen Verfahren kommen könnte. Die lange Anklageſchrift des Juſtizraths Wen⸗ 
zel iſt neuerdings auch von dem Kammergerichts⸗Aſſeſſor v. Jorzewski ins Polni⸗ 
ſche übertragen worden. Wie es heißt, läßt der Herr Juſtiz⸗Miniſter aus dieſer 
hiſtoriſchen Darſtellung des Geheimerath Wenzel, welche einen Jublick bis in die 
fernſten Irrgänge dieſer Greignifje geſtattet, einen ziemlich ausführlichen Auszug 
anfertigen, der auch zur Kenntniß des größeren Publikums gelangen joll. 

Berlin. — Die bei der Berathung des Judengeſetzes vom Miniſter Thile 
aufgeſtellte Behauptung: „als hätten die Juden kein anderes Vaterland als Zion“ 
ruſt zunächſt in unſerer Stadt einen Rieſenproteſt hervor. Die Proteſtation ſoll 
von den Erſten der jüdiſchen Gemeinde berathen und abgefaßt fein. Sie iſt be⸗ 
reits mit vielen Hunderten von Unterſchriften bedeckt und es wird dieſelbe ſpäter 
an den Magiſtrat abgehen, um von da aus an die höchſte Behörde befördert zu 
werden. Es ſollen bereits Veranſtaltungen getroffen ſein, ähnliche Proteſte mit 
einer ähnlichen Verfahrungsweiſe in allen jüdiſchen Gemeinden Preußens hervor⸗ 
zuruſen, in denen auseinandergeſetzt wird, daß nicht Zion, ſondern Preußen der 
dieffeitigen Juden Vaterland ſei. Unter anderen haben beieits einzelne Juden für 
ihre eigene Perſon Verwahrungsſchritte gethan. Namentlich gehört der Publiziſt 
und Stadtrath David Benda dazu. Nach eiuer öffentlichen Verwahrung in 
unſeren Zeitungen hat derſelbe auch ein Immediatſchreiben an den Stufen des 
Thrones niedergelegt, worin er aufragt, ob erwähnte Aeußerung überhaupt die 
Meinung des Gouvernements ſei. Man erzählt ſich, daß gedachter Stadtrath 
ungeachtet ſeines hohen Alters bereits Vorbereitungen treffe, Preußen zu verlaſſen, 
ſalls er nicht als ein integrirendes Mitglied des Prenßiſchen Staates anerkannt 
werde. — Die Nachricht, daß die Engläuder die Inſel Helgoland in der Nordſee 
befeſtigen und daraus ein zweites Gibraltar ſchaffen wollen, erregt unter unſern 
Politikern viel Senſation. Letztere ſind der Anfihr, daß Hamburg daun über 
kurz oder lang zur Sicherheit Deutſchlands wieder wird befeſtigt werden müͤſſen. 
— Nach einem Erkenntuiß des Ober⸗Cenſurgerichts und durch ein Miniſterial⸗ 
Reſtript iſt der Debit des in Grimma erſchienenen ſonderbaren Buches, betitelt: 
„Merkwürdigkeiten und wunderbare Prophezeihungen des Bruders Herrmann von 
Lehnin, enthaltend die Schickſale des Hauſes Brandenburg, der katholiſchen und 
evangeliſchen Kirchen des Erdenrundes ꝛc.“, den hieſigen Buchhändler wieder 
geſtattet worden. — Das Getreide fällt, dem Himmel ſei Dank, immer mehr 
im Preiſe und finder deſſen ungeachtet doch wenig oder gar keine Käufer. — Der 
Regierungsrath v. Woringen aus Liegnitz wird die Stelle des vor einigen 
Wochen von einem Schlagfluß getroffenen Ober- Regierungsrath Köhler, welcher 
bisher Dirigent der erſten Abtheilung des hieſigen Polizei⸗Präſidiums und in Ab⸗ 
weſenheit des Präſidenten deſſen Stellvertreter war, übernehmen. Seit dem 
Schluſſe des Vereinigten Landtages iſt hier eine tiefe Stille eingetreten. Man 
bemerkt auf den Straßen, an öffentlichen Orten und in den Gaſthäuſern bedeutend 
weniger Menſchen, was davon zeugt, daß der Landtag außer ſeinen 671 Mit⸗ 
gliedern noch ſehr viel Fremde hergezogen hat. 

Berlin. — Es wird jett hier viel von 3 Kommiſſaren geſprochen, welche 
eine benachbarte Großmacht mit Aufträgen hierher entſendet habe. Die jüngſten 
dammewerhandlungen und deren Ergebniſſe über die Ausführung des vom Gou⸗ 

emement vorgeſchlagenen Eiſenbahnprojekts ſollen jene Großmacht bewogen ha⸗ 


“ 


ben, Geldvorſchüſſe bis zur Höhe von 30 Mill. S.⸗R. als Darlehn anzubieten. — 
Unſere Konſumenten kaufen auf dem Markt jetzt nur ihren täglichen Getreidebe⸗ 
darf ein und halten ſich gar keine Vorräthe, weil Letzteres bei der im nächſten Mo⸗ 
nat beginnenden vielverſprechenden Erndte, nach der Verſicherung unfrer Oekono⸗ 


men, bedeutend im Preiſe ſinken muß. Man hofft ſogar, daß die Getreidepreiſe 
nach der Erndtezeit ihren normalen Stand wieder erhalten werden. 

Aus Schleſien. — Es iſt erfreulich zu vernehmen, daß die Klagen über 
die verletzte Parität in den confeſſionellen Verhältniſſen Preußens, die bei den 
Kölner Wirren noch ſo zahlreich waren, bis auf vier zuſammengeſchmolzen ſind, 
welche die Oderzeitung neulichſt dahin formulirte, daß keine katholiſchen Offiziere 
bei der Garde du Corps, keine katholiſchen Beamten bei der Ober⸗Cenſurbehörde 
und bei dem Kammergericht angeſtellt wären und daß dei den Verhandlungen über 
katholiſche Gegenſtände itio in partes ſtattfände. Was die erſte Beſchwerde be⸗ 
trifft, fo iſt fie wohl ſehr unerheblich, da jetzt viele Offiziere katholiſchen Glaubens 
in unſerer Garde dienen, ja bei dem Garde Hufaren- Regiment, fogar päpftliche 
Ordensritter vom goldenen Sporn ſich befinden. Wenn dergleichen beim Regi⸗ 
ment Garde du Corps nicht vorhanden ſind, ſo hängt dies wahrſcheinlich mit den 
Statuten deſſelben zuſammen, wie dies auch in andern Staaten bei einzelnen 
Corps der Fall iſt. Oder wird der Papſt unter ſeine hundert Schweizer wohl 
Proteſtanten nehmen, da er deren überhaupt unter den Schlüſſelſoldaten nicht dul⸗ 
det, weil dies reglementswidrig wäre? Uebrigens wäre dem fraglichen Uebel, wenn 
es anders ein ſolches iſt, durch Aenderung der Statuten leicht abzuhelfen, was 
wohl auch geſchehen dürfte. Ebenſo wird es keinen Schwierigkeiten unterliegen, 
auch Katholiken, aber freilich vorurtheilsfreie Katholiken beim Ober⸗Cenſur⸗Colle⸗ 
gium anzuſtellen. Speeifiſch Römiſche Antiquitäten⸗Krämer wären aber dabei 
nicht zu gebrauchen. Das Ober⸗Cenſurkollegium hat ſich bereits im ganzen Lande 
durch ſeine wahrhaft liberalen Entſcheidungen großen Ruhm erworben. Freilich iſt 
es dadurch der ſpecifiſch⸗römiſchen Partei oft mißfällig geworden; allein es iſt ge⸗ 
wiß nicht die Stimme der wahrhaft gebildeten öffentlichen Meinung in Preußen, 
daß die römiſchen Umtriebe behufs der Kränkung der Ehre des Proteſtantismus 
vom Ober⸗Cenſurtollegium mit einem Schleier bedeckt und dadurch der öffentlichen 
Mißbilligung entzogen werden ſollten. Darum müſſen aufgeklärte Männer bei 
dieſer Behörde bleiben, gleichviel ob Proteſtanten oder Katholiken; aber keines⸗ 
wegs dürfen die von den Ultras gewünſchten fpeeififchen Römer bei derſelben ange⸗ 
ſtellt werden. Aehnlicherweiſe verhält es ſich mit der Confeſſion der Richter im 
Kammergerichte. Giebt es bei uns etwa eine proteſtantiſche und eine katholiſche 
Juſtiz? Erhält nicht der Jude und der Mennonit, der Alt⸗Lutheraner und der 
Deutſch⸗Katholik, der Proteſtant und der römische Katholik bei uns Recht, wenn 
er Recht hat? Wozu alſo eine confeſſionelle Juſtiz? Eine itio in partes iſt bei 
uns ebenfalls unſtatthaft. Wir wollen vereinigen, nicht trennen. Was hat es 
denn bei den jüngſten Debatten des Vereinigten Landtages geſchadet, daß alle De⸗ 
putirten gemeinſam die Petitionen über katholiſche Militairgeiſlliche und Lehrer an 
den Cadettenhäuſern beriethen? Sind die Anftellellungen der Erſtern nicht auch 
von den Proteſtanten befürwortet, die der Letztern als überflüſſig allgemein aner⸗ 
kannt worden? Allerdings, wenn blos katholiſche Deputirte dieſe Angelegenhei⸗ 
ten berathen hätten, würde die Majorität und Minorität vielleicht eine etwas 
verſchiedene geweſen ſein. Allein müſſen die Proteſtanten das Geld nicht eben⸗ 
falls zu den katholiſchen Inſtituten geben? Warum ſollen ſie alſo keine Stimme 
darüber haben? Wir glauben, daß es eben paritätiſch fei, wenn bel finanziell 


conſeſſionellen Fragen beide Confeſſionen gehört werden. 
— — 


Ausland. 
O e ſter rei ch. 
Wien den 26. Juni. Eingegangenen Nachrichten zufolge, follen an der 


Oeſterreichiſch⸗Mähriſchen Grenze, namentlich zu Kadolz, unter den dortigen 
Bauern, welche, wie es heißt die Roboten verweigerten, ſeht bedautrliche Auf⸗ 
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tritte vorgekommen fein. Dem Vernehmen nach find von hier zwei Kompagnieen 
Infanterie dahin abgegangen. 
Frankreich. 

Paris, den 26. Juni. Die Debats bringen einen einleitenden oder 
leitenden Artikel über den Krieg zwiſchen den Vereinigten Staaten Nordamerikas 
und denen Mexikos. Man begreift das hohe Intereſſe, welches Frankreichs Po⸗ 
litik an dieſem Kampfe nimmt. Um ſo intereſſanter iſt das Raiſonnement des 
bezeichneten Blattes. „Die nordiſche Konfördergtion,“ fagt es, „iſt eine mäch⸗ 
tige, thatkräftige und kühne Nation. e dagegen iſt zerrüttet. Es iſt ein 
Volk ohne natürliche Spannkraft, das rückwärts ſtatt vorwärts geht. Man 
kann die nordiſche Union ſchon als de Gebieter der ſüͤdlichen betrachten. Jene 
wird ſich dießmal Mexiko zwar noch nicht ganz zueignen, die Zerſtückelung deſſel⸗ 
ben hat jedoch ſchon begonnen durch die Beſitznahme von Texas, auf die nun die 
von Kalifornien und Neu- Mexiko folgen wird. Vielleicht geſellt man dieſen bei- 
den großen Provinzen auch noch einen oder den andern der nördlichen Bezirke bei, 
welche durch ihren Erzreichthum ſich auszeichnen. Später wird der Eroberungs⸗ 
geiſt, von dem die Nordamerikaniſche Demokratie geleitet wird, bald einen Vor⸗ 
wand finden oder veranlaſſen, das begonnene Zerſtückelungswerk fortzuſezen. Er 
wird nicht eher ruhen, als bis er die Panama-Landenge erreicht hat.“ Die weis 
teren Erörterungen der Debats betreffen die Sklavereifrage. Gewiß iſt es ein 
ſeht betrübender Anblick, in einem auf den Grundpfeilern moͤglichſter Freiheit und 
Gleichheit begründeten Staatsgebäude die traurigen Grundſätze der Sklaverei mit 
einer Selbſtſucht und Beharrlichkeit feſtgehalten zu ſehen, welche allen Glauben 
überſteigt und die geſunde Vernunft verhöhnt. Für Europa iſt es ein unbegreifli⸗ 
ches Räthſel, wie in Wirklichkeit ausgezeichnete Männen, an denen die Nordunion 
reich iſt, in ganz gewöhnlichen Alltagsintereſſe einen ſehr mißlichen Uebelſtand 
beibehalten und vertheidigen können, der unvermeidlich die Zukunft des geſammten 
Bundesſtaates bedrohen, ja untergraben muß. ah 

Die Oppoſitionsblätter ſchildern die Lage des Miniſteriums als fo ſchwankend, 
daß man, wäre ihre Angabe gegründet, deſſen baldige Auflöſung als unvermeid⸗ 
lich betrachten müßte. Etwas, wennn auch nicht das vorausgeſagt Schlimmſte, 
möchte wohl an der Sache ſein, wenn man den Gehalt derſelben nach den bereits 
von Thiers getroffenen Maßregeln bemeſſen könnte. Das Haus des geweſenen 
Conſeilpräſidenten iſt nämlich ſeit einigen Tagen das Stelldichein vieler Deputirten 


von allen Oppoſitionsſchattirungen geworden. — Gegen China und Cochinchina 


ſcheinen England und Frankreich, zwar oſtenſibel vereinzelt im Wirken, überein⸗ 
ſtimmend aber im Plan, einige Hauptſtreiche führen zu wollen. Denn wäre es 
nicht ein ganz außerordenrliches Zuſammentreffen, daß kurz hintereinander die 
Streitkräfte der beiden Europäiſchen Großmächte mit denen des Reiches der Mitte 
und ber gelben Seite handgemein geworden? 

f 90 Spanien. 

Madrid, den 18. Juni. Geſtern Abend erhielt die Regierung Depeſchen 
aus Liſſabon vom 12ten. most 8 

Kaum waren am 10ten das Maniſeſt der Königin von Portugal und das da⸗ 


mit verbundene Amneſtie⸗Dekrek erſchienen, als Kabraliſten ihre Unzufriedenheit 


über dieſe verſͤhnende Maßregeln laut zu erkennen gaben. Die in Liſſabon be⸗ 
findlichen Septembriſten ſcheinen ihrerſeits ſich ebenfalls unbefriedigt gezeigt und 
zu einigen Kolliſtonen mit der Gegenpartei Veranlafjung gegeben zu haben. Am 
11ten erſchien darauf ein neues Dekret, in welchem die Königin erklärte, daß 
das frühere vom Yten zu falſchen Auslegungen und Tumulten den Vorwand ge⸗ 
geben Hätte‘, und die darin enthaltenen Verfügungen erſt nach vollſtändiger Unter⸗ 
werfung der revolutionatren Junta von Porto und der bewaffneten Corps, welche 
den Aufſtand unterſtützen, zur Ansfuͤhrung gebracht werden würden. Ein beſon⸗ 
deter Artikel der amtlichen Zeitung vom 11 ten d. bedrohte die Rebellen mit nach⸗ 
drücklicheten Maßregeln, falls ſie noch länger zögern würden, die Waffen nieder⸗ 
zulegen. Am 12ten herrſchte vollſtändige Ruhe in Liſſabon. Da aber der am 
Bord des „Terrible“ befindliche Marquis von Loulé darauf beſtand, das ein 
neues Miniſterkum, in welches der Herzog don Palmella und der Graf von La: 
vrädio eintreten, gebildrt würde, und die Königin dieſem Aulſinnen nicht nachge⸗ 
ben wollte, fo beſchloſſen die Geſandteu der drei mit Portugal verbündeten Mächte 
zu Zwangsmitteln zu ſchreiten, und einige Kriegsſchiffe nach Setubal abzuſchicken, 
um die von Sa da Bandeira angelegten Befeſtigungen zu beſchießen, und ihn zur 
Unterwerfung zu nöthigen⸗ N 
Ein Dekret des Finanz⸗Miniſters verfügt den fofortigen Verkauf aller erledig— 
ten oder zut Erledigung kommenden Commenden der vier Spaniſchen Ritterorden 
(Santiago, Caldtrasa, Alcantrava, Monteſa) und des Malteſetordens. Die 
Käufer haben den Kaufpreis in Staatspapieren der dreiprozentigen Schuld zu eit 
richten. Auch dieſe Maßtegel wird, als verſaſſungswidrig, auf das heftigste 
ene eee | 
Der General Jorcadall iſt von den Juſurgenten in Catalonien erwartet „ um 
das Commando der Provinz zu übernehmen, das ihm der Graf von Montemolin 
udeittugen hät“ “ Whg ness gz 
Madrid, den 20. Juni. Den aus dem nördlichen Portugal eingegange⸗ 
nen Nachrichten zufolge, weigerte die Junta von Porto ſich noch am 14ten „ bie 
Waffen ihrer Truppen auszuliefern. An demſelben Tage erhielt der Marſchall 
Saldanha, der bis dahin die Feindſeligkeiten nicht wieder eröffnet hatte, von ſei— 
ner Regierung den Befehl, ſofort gegen Porto aufzubrechen und ſich weder auf 
einen Waffenſtillſtand, noch auf Untethandlungen einzulaſſen, denen nicht die un⸗ 
bedingte Unterwerfung der Junta zur Grundlage diente. Der Spanifige and ber 


hat, und daß der Anzug Chineſiſcher Kaufleute nach Hongkong du 


Engliſche Konſul in Porto ließen darauf gemeinſchaftlich mit dem Marſchall Sal: 
danha die Befehlshaber der Spaniſchen Truppen auffordern, in Eilmärſchen auf 
Porto vorzurücken, und die Chefs des Eugliſchen Geſchaderz kündigten der; Junta 
an, daß fie zu Feindſeligkeiten ſchreiten würden, faſls fie nicht die Waffen auslie⸗ 
lieferte und dem Marſchall Saldanha die der e lee hatte ſich nach 
Porto zurückgezogen. 1 5 

Der General Mendez Vigo ſollte am 17ten mit 2000 Spaniern und der 
Portugieſiſchen Beſatzung von Valenza den Paß von Ponte de Limg beſetzen und 
auf Bra marſchiren. Der General anche war am 16ben Abends mit der Haupt⸗ 
Armee in Braganza eingerückt, und am 17ten afen die letzten Spaniſchen Trup⸗ 
peu von Zamora dort ein. Eine hier eingegangene ene ae mel- 
det, daß Concha am 18ten von Braganza aus auf Amaranſe vorrückte. 

In Catalonien ſuchen die Ultramoderirten Unruhen hervorzurufen, indem ſie 
das Gerücht ausſprengen, die Regierung beabſichtige die Einfuhr fremder Baum⸗ 
wollenwaaren freizugeben. Die Fabrikherren in jener Provinz haben zum Theil 
ihre Arbeiter entlaſſen, ſo daß allein in Barcelona mehr als 7000 Leute brodlos 
wurden. Am 14ten zogen die entlaſſenen Arbeiter in drohender Haltung durch 
die Straßen. Indeſſen wurde die Ruhe nicht ernſtlich unterbrochen, da der Gefe 
politico bekannt machen ließ, daß die Regierung keine Abänderung in dem befte- 
henden Zoll⸗Tarif vornehmen würde, ohne die Cortes und eine Kommiſſion, die 
ſich nach Catalonien zur Unterſuchung der Lage der dortigen Induſtrie begeben 
ſollte, zu Rathe zu ziehen. 2 

Großbritannien und Irland. 

London, den 24. Juni. Die Regierung hat beſchloſſen, daß ſämmtliche 
zur Beſchäftigung der ärmeren Klaſſen in Irland unternommenen öffentlichen Ar⸗ 
beiten am 15. Auguſt eingeſtellt werden ſollen. K 


dem Pottinger Vertrag bekannt find, werden durch die feindſelige Demonſtration 


das Begehen von Handlungen, welche die Grenzen der feßteren ü ri. 
Die problematiſchſte von allen Kataſtrophen, dr a dee 


Meilen mit geringen Hülfsmitteln und kleinen Zurüſtungen gegen ein Volt, de 

unmittelbare und zur Stelle vorhandene Widerſtandsfähigkeit wohl eine volltom⸗ 
menere Ausrüſtung und einen überlegteren Angriff nothwendig hätte machen müſ⸗ 
ſen. Wenige Kompagnieen des 1 8ten Königl. Irländiſchen und des 42 fen Mar 
dras-Jufanterie-Regiments, drei Dampfböte und eine Brigg haben ausgeführt, 


ſcheinbaren Vorthelle für uns verloren, 


gingen und die Chineſen allein Gewinn daraus zogen. Mit Ausnahme der llei⸗ 
{ 1 r- 


nen Inſeln, auf welcher die Britiſche Flagge weht und ein 
reſidirt, erwuchs uns kein weſentlicher Gewinn aus dem Vertrage, deſſen erflä 8 
Zweck doch die Ausdehnung und Vermehrung unſerer Verbindungen und unſeres 
Handels mit China war. Es iſt jetzt in den dem Unterhauſe vorliegenden Papie⸗ 
ren nachgewieſen, daß unſer Verkehr mit den Kaufleuten f ld 
Verordnungen gehemmt iſt, welche gänzliche Untenntniß Chineſiſche 
und gaͤnzliches Vergeſſen der Engliſchen Ehre diktirt haben. Doch, was auch ge⸗ 
ſchehen ſein mag, es iſt kein Zweifel darüber, daß die kürzeſte und vollftän 105 
Strafe auf ſummariſchem Wege ausgeführt worden it. Die Borca» Hard wu, 
den genommen, und entwaffnet, 879 Kanonen vernagelt und Canton felbſt dur⸗ 
Schrecken eines Sturmes ausgeſetzt, dies Alles in 36 nachdei 
winzige Streitmacht von Hongkong abgeſegelt war, ’ 
kleine Geſchwader nach Haufe zurückgekehrt, nachdem alle erberungen gewährt 

4 8 


Seeleuten, welche ſich gegen die Peiſonen Englischer Unterthanen ver⸗ 
gangen haben, ſol eine Öffentfiche Strafe zur Wartung dollzogen wer den, und 
enbfi offen den Engländern Hünseicpenbe Ländereien zu Ertſchtung von Wag, 
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‚senhäufern und einer Kirche abgetreten, ſo wie auch der Theil des Fluſſes, an 
welchem die beſtehenden Faktoreien liegen, von Chineſiſchen Boten frei gehalten 
werden. Die beiden erſten Beſtimmungen tadeln die Times. Der Eintritt in 
Canton hätte ſogleich ausgewirkt werden müſſen, und die Beſchränkung der Rei⸗ 
ſen Engliſcher Unterthauen in die Umgegend auf einen Tag ſei eine Erniedrigung 
Englands. „China“, fagen die Times, „iſt uns heute nicht mehr bekannt, als 
es Rußland vor 100 Zahren war, und doch konnte ſchon damals ein Engliſcher 
Miniſter ſich rühmen, daß das Leben eines Engliſchen Unterthanen eben ſo gut 
unter dem Schutze feiner Regierung in St. Petereburg ſtehe als in London.“ 
Rußland und Polen. 5 

St. Petersburg, den 18. Juni. Auf die vom Miniſter der Reichs⸗Do⸗ 
mainen dem Reichs rathe vorgelegte Frage, ob in Rußland angeſiedelte Ausländer 
ſich als ſtellvertretende Rekruten für Kronbauern oder überhaupt an die Krone ver- 
miethen dürfen, iſt nachſtehende vom Kaiſer beſtätigte Entſcheidung erfolgt: „Als 
Ergänzung der dieſen Punkt betreffenden Artikel des Geſetz⸗Kodex iſt es den aus⸗ 
läudiſchen Anſiedlern in Rußland erlaubt, als Stellvertreter für Kronbauern ver⸗ 
ſchiedener Gouvernements, nach einer gütlichen Uebereinkunft mit ihnen, in den 
Kriegsdienſt zu treten, jo wie auch, ſich an die Krone gegen die im 35 1ſten Ar⸗ 
tikel des Rekruten⸗Reglements (Geſetz⸗Koder Ar Band) beſtimmte Summe zu ver⸗ 
miethen. In beiden Fällen jedoch ſind ſolche ausländische Anſiedler verbunden, 
beim Vermiethen Zeuguiſſe beizubringen, welche ihren Austritt aus den Gemein- 
den, zu denen ſie gehörten, beurkunden.“ 5 

Auf Kaiſerlichen Befehl ſollen in der auf der Oſtküſte des Kaspiſchen Meeres, 
80 Werſt von Aſtrachan, neuerbauten Feſtung Nowo⸗Petrowsk alljährlich zwei 
Märkte gehalten werden, der eine im Frühlinge vom 1. bis zum 15. April, der 
andere im Herbſte vom 1. bis zum 15. Ottober. 

Folgende intereſſante Data über die neueſten Zuſtände der Ruſſiſchen Kron⸗ 
domainen, im Auslande bis jetzt ihrem enormen Umfang, ihrer wahren Be⸗ 
ſchaffenheit nach noch ſehr mangelhaft erkannt, find dem neueſten Kompterendu des 
Reichsdomainenminiſters vom Jahre 1845 entlehnt. Nach ihm betrug im bereg⸗ 

ten Jahre der Totalbeſitzſtand dieſes Verwaltungszweiges, ausgenommen Sibirien 
und den Transkaukaſiſchen Landstrich, 56,505,000 Deſſätinen Landfläche, wovon 
freilich der Mehrtheil noch brach und unangebaut iſt. Kronreichsbauern zählte 
man im beregten Jahr auf dieſer Landfläche 9,242,304 Individuen, nächſt den 
Kronbauern in Sibirien 548,797, fremde Anſiedler im Reich 162,700, eine 
Geſammtbevölkerung von 10 Mill. Meuſchen. Durch einen in neueſter Zeit von 
der Regierung gefaßten Beſchluß werden dieſem Verwaltungszweige nun auch alle 
Odnodworzen (Freiſaſſen) der weillichen Gouvernements beigezaͤhlt. Es find die 
Nachkommen des in der Geſchichte Polens ſo bekannten einſtigen Polniſchen Klein⸗ 
adels. Von der Regierung während faſt eines Decenniums wiederholt aufgefor⸗ 
dert, ihren Adel zu erweiſen, haben ſie dies nicht vermocht. Jetzt ſind ſie den 
Kronbauern des Reichs zugezaͤhlt worden und ganz in die Kategorie dieſer überge⸗ 
treten. Das geſammte Reichsdomainenvermögen gewährte im Jahre 1845 der 
Regierung ein Einkommen von 30,899,248 Rubel. Es überſtieg das des Jah⸗ 
res 1836 (das letzte Jahr, wo dieſer Verwaltungszweig unter dem verſtorbenen 
Finanzminiſter Canerin ſtand) um 2,624,865 Rubel. Je mehr die Luſtration 
auf den Kronbeſitzungen vorſchreiten wird, läßt ſich mit Beſtimmtheit die Vermeh⸗ 
rung ihres Einkommens erwarten. Die Kronforſten nahmen im mehrberegten 
Jahre einen Flächenraum von 115,327,213 Deſſätinen ein. Feuerſchäden ver. 
heerten davon an 31,000 Deſſätinen. Ihre ſeit einigen Jahren begonnene tegu⸗ 
laire Bewirthſchaftung wird beharrlich fortgeſetzt und trägt immer ſichtlicher wer: 
dende gute Folgen. Dieſes Syſtem dehnte ſich in den Kronforſten zu Anfang des 
Jahres 1846 ſchon auf 11,500,000 Deſſaͤtinen aus und ſchreitet mit jedem 
Jahre vor. Im Süden werden in den Kronwälderu rege Anpflanzungen betries 
ben. Die Regierung läßt jetzt in der ganzen Ausdehnung der im Gouvernement 
Aſtrachan liegenden Kalmückenſteppe auf einer Fläche von faſt 12 Mill. Dejjätinen 
Waldungen anpflanzen, für deren Vollendung fie eine 40 jährige Friſt geſetzt hat. 
Nächftdem ift fie beharrlich darauf bedacht, die im Süden befindlichen Nomaden⸗ 
völker zu einer feſten bürgerlichen Anſiedelung zu bringen. Bereits hat ſie dafür 
been tende Vorbereitungen getroffen, die ein vollkommenes Gelingen ihres Plans 
verbürgen. 2 f g i 
Wie reich einſt die alten Klöſter den morgenländiſch⸗griechiſchen Kirche, vor⸗ 
nehmlich in Rußland, müſſen geweſen ſein, bezeugen häufige Spuren noch in un⸗ 
ſerer neueſten Zeit. Im vergangenen September fand man bei Abtragung einer 
alten baufälligen Klosterkirche im Gouvernement Nowgorod in der Erde, gerade 
unter der Altarſtelle, eine Menge Kirchengeräthe, aus purem Silber gefertigt, 
vergraben. Alles zuſammen wog faſt 7 Pfund. Wie eine in Linnen beigefügte 
Jnſchrift darthat, ſchreibt ſich dieſer vergrabene Fund aus der Mitte des 16. und 
dem Beginne des 17. Jahrhunderts her. 

Warſchau, den 24, Juni. St. Majeftät der Kaifer hat befohlen, daß 
den Solkaten, welche ſich als Polniſche Kriegsgefangene in StrafKompagnieen 
befunden haben und bei den Arbeiten an der Moskauer⸗Chauſſee verwendet ge 
weſen ſind, dieſe Zeit auf die fünfandzwanzigjährige Dauer ihres Militairdienſtes 

angerechnet werden ſoll, inſofern ſie ſich in dieſem Dienſt durch beſonderen Eifer 
ub gur dhe auszeichnen. | 
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N 
Konſtantinopel den 16. Juni. In der Nacht vom 13. auf den 14. 


derzehrte eine Jeuersbrunſt nahe an 50 Häuſer und mehrere Buden in der Nähe 


er ehemaligen Wohnung des Woiwoden von Galata. 


ein liebes, kräftiges Mädchen von 7 Jahren, weggekommen. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen den 1. Juli. In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten wurde 
wie verlautet, die neugewählten acht Mitglieder des Kollegiums, nämlich die 
Herren zt. Baarth, Freuden reich, Klug, Kolski, Krüger, Kriy- 
zanowski, Pilasti und Ogrodowiez, durch den zeitherigen Vorsteher, 
Heren Kanzleirath Knorr, feierlich eingeführt. Hierauf wurde zur Wahl der 
Beamten geſchritten: Zum Stadtverordneten⸗Vorſteher wurde durch Stimmenmehr⸗ 
heit wiederum gewählt: Herr K. R. Knorr; zum Sekretair wiederum Herr K-R- 
Bielefeld; zum Stellvertreter des Vorſtehers wiederum Hr. Pr. Müller, und 
zum Stellvertreter des Sekretairs Hr. Kaufm. Mamroth. Das Stadtverord⸗ 
neten⸗Kollegium beſteht demnach gegenwärtig aus nachſtehenden (alphabetiſch ge⸗ 
ſtellten) 24 Mitgliedern: 1) Hr. Kommiſſ.⸗Rath Baarth (ſeit 1847); 2) Hr. 
Schuhm. Behr (feit 1845); 3) Hr. Komm.⸗R. Bielefeld (ſeit 1846); 4) 
Hr. Kaufm. Freuden reich (ſeit 1847); 5) Hr. Dr. 9. Gazierows ki (ſeit 
1845) 3 6) Hr. Kr.⸗Chir. Grunwald (ſeit 1845); 7) Hr. Rechn.⸗R. Hancke 
(ſeit 1845); 8) Hr. Kfm. Kantorowiez (feit 1846); 9) Hr. Rentier Klug 
(ſeit 1847); 10) Hr. Major Kniffka (ſeit 1846); 11) Hr. ER Knorr 
(ſeit 1846); 12) Hr. Apoth. Kols ki (jeit 1847); 13) Hr. Kaufm. H. Kö⸗ 
nigsberger (ſeit 1846); 14) Hr Kaufm. Krüger (jeit 1847); 15) Hr. 
Zim.⸗M. Krzyzanowsti (ſeit 1847); 16) Hr. Dr. Libelt (ſeit 1845). 
N.B.] Da deſſen Bürgerrechte für den Augenblick ruhen, jo fungirt ſtatt feiner 
Hr. Maurer⸗M. Küſter. 17) Hr. Kaufm. M. Mam roth (ſeit 1845); 18) 
Hr. Pol.⸗Präſ. Dr. v. Minutoli (feit 1845); 19) Hr. Prof. Dr. Müller 
(ſeit 1845); 20) Hr. J.-R. v. Ogrodowicz (feit 1847); 21) Hr Reg.⸗Arzt 
Dr. Ordelin (ſeit 1846); 22) Hr. J.⸗R. Pilaski (ſeit 1847); 23) Hr. 
Kaufm. Träger (ſeit1 846); 24) Hr. Oekonomierath Wendland (ſeit 1846). 
Sodann kamen nachſtehende Gegenſtände zur Verhandlung: 1) Auf diesfälligen 
Antrag eines Stadtverordneten-Mitgliedes wurden die Mitglieder der Baudeputa⸗ 
tion erſucht, zunächſt den Kanalbau hinter dem finſtern Thor genau inſpiciren zu 
wollen, weil dem Vernehmen nach ſtatt der vertragsmäßigen Klinker nur Hartſteine 
zu dieſem Bau verwendet worden; ſo wie überhaupt bei allen künftigen Stadtbau⸗ 
ten darüber zu wachen, daß anſchlagsmäßig gebaut werde und fernerhin keine 
Ueberſchreitungen vorkommen, weil die Stadtverordneten ſolchen ihre Genehmigung 
verſagen müßten. 2) Ein früherer Beſchluß behufs Verfügung von Strafen für 
parlamentariſche Verſtöße in den Sitzungen wurde zurückgenommen. 3) Die Be: 
ſtallungen der beiden neugewählten, unbeſoldeten Stadträthe, der Herren: Land⸗ 
gerichts⸗Rath Boh und Prof. Czwalina, wurden vollzogen. 4) Zur Ermit⸗ 
telung einer zur Kenntniß des Kollegiums gebrachten Geſetzwidrigkeit in Betreff 
eines öffentlichen Baues wurde eine Kommiſſion — die Hrn. ıc. Bielefeld, 
Krüger und Freuden reich — ernannt. 5) Zwei Konſenſe zu Veräußerun⸗ 
gen von Grundſtücken wurden ertheilt. 6) Dem Vorſtande der Bäckerei für die 
Armen wurde auf den Antrag des Wohllöbl. Magiſtrats eine Oratififation von 
40 Thalern bewilligt. 7) Promulgation eines Miniſterialreſkripts des Inhalts, 
daß Allerhöchſter Verordnung gemäß die erbetene Forterhebung der Mahlſteuer 
nicht ſtatthaben könne, daß dagegen Anordnungen zur Beſchäftigung ar⸗ 
beitsloſer Armer bei öffentlichen Bauten getroffen ſeien. 8) Bekanntma⸗ 
chung der ablehnenden Antwort des Wohlloͤblichen Magiſtrats, die Dek⸗ 
kung des durch den trausitoriſch aufgehobenen Mahlſteuerzuſchlag entſtandenen 
Ausfalls von 5000 Thalern von der Central⸗Regierung in Anſpruch zu nehmen, 
angeblich weil kein Rechtsgrund zu einer ſolchen Forderung vorliege; 9) der An⸗ 
kauf einiger, der Rumford'ſchen Suppenanſtalt geſchenkten Werke, namentlich des 
illuſtrirten Reiſewerks des Hrn! Grafen Ed. Raczynski, für das Städtiſche 
Archiv wurde genehmigt; 10) Mittheilung der motivirten Weigerung des Wohll. 
Magiſtrats, den Sitzungen des Armenvereins ein Magiſtratsmitglied beizuordnen. 

Hirſchberg den 27. Juni. Einem hieſigen Buchbinder iſt geſtern ein Kind, 
An ein Verunglücken 
des Kindes im Waſſer denkt man nicht, weil zu ſolcher Annahme kein Grund vor⸗ 
liegt. Es wird vielmehr faſt allgemein geglaubt, daß das Mädchen geraubt wor⸗ 
den iſt. So eben vor Poſtſchluß vernehme ich noch, daß man dem Kinde auf det 
Spur iſt. Man hat es die Warmbrunner Straße hinausführen ſehen. 

Hirſchberg, den 28. Juni. Heut Vormittag gegen 11 uhr brachte end⸗ 
lich der Vater fein verlorenes Töchterlein unter einem großen Auflauf von Men⸗ 
ſchen zurückgetragen. Seit geſtern Nachmittag, wo man die erſte Spur zum Ver⸗ 
folgen aufgefunden, hatte er es mit mehreren Perſonen ununterbrochen geſucht. 
Überall hatten die Ortsbehörden den bereitwilligſten und kräftigſten Beiſtand gelei⸗ 
ſtet. Nachdem er die Spur durch Kunersdorf, Heriſchdorf, Warmbrunn, Herms⸗ 
dorf, Voigtsdorf und Gotſchdorf verfolgt, hatte er das Frauenzimmer mit dem 
Kinde in einem kleinen Hauſe zu Reibnitz aufgefunden. Der Vater nahm ſofort 
das abgemattete und geängftete Kind und das Frauenzimmer wurde feſtgenommen 
und in das hieſige Stockhaus abgeliefert, das überhaupt jetzt ſehr bevölkert iſt. 
Das Kind iſt von der Thür der Eltern, unter einer der belebteſten Lauben, am 
Markte weggenommen worden. Einen älteren Bruder hat das Frauenzimmer zu 
entfernen gewußt und iſt dann, ohne bemerkt zu werden — es iſt kaum begreif⸗ 
lich — mit dem Mädchen fortgegangen, das fie blos füt den Zweck des Bettelns 
geraubt hat. Die Theilnahme an dem Schickſal der Eltern war allgemein; eben 
ſo iſt es die Freude über die Wiedererlangung deſſelben In wenig Tagen würde 
das Kind bei der rohen Behandlung erlegen ſein und was dann? Es iſt ohnehin 
ſehr angegriffen. Die erſte Nacht har es auf einem im Freien ſtehenden Wagen 


zugebracht. 
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Nanette Kantrowicz. 
Hirſch Goldſchmidt. 
Verlobte. 
Poſen. Krotoſchin. a 
Heute den 2ten Juli 5 Uhr Nachmittags wird 
unter der Direktion des Herrn Servais im großen 
Saale des Bazar von Dilettanten ein Konzert zum 
gemeinſchaftlichen Benefiz der Klein-Kinder-Bewahr⸗ 
Anſtalten zu Poſen und des Herrn Servais ver⸗ 
anſtaltet. Billets à 1 Thlr. bei Hrn. Prevoſti, Bazar. 


h Bekanntmachung. 

Das diesjährige Pferderennen wird am Sten und 
ten k. Mis. auf der gewöhnlichen Rennbahn ſtatt⸗ 
finden. 

Zur Verhütung von Unglücksfällen und Störun⸗ 
gen wird Nachſtehendes angeordnet: 

1) die Wagen und Reiter dürfen nur die zum Eich⸗ 
walde fühtende große Straße bis zu dem links von 
derſelben vor dem Juſtizrath Hoyer ſchen Grunde 
ſtücke abführenden Wege paſſiren und auf dem letz⸗ 
tern bis zur Wieſe fahren; von dort begeben ſie ſich 
auf dem markirten Wege zum Rennplatz. 

2) Die Wagen der Mitglieder des Vereins finden 
ihren Platz hinter den aufgeſtellten Buden. 

3) Zuſchauer, die während des Rennens auf ih⸗ 
ren Wagen verweilen wollen, fahren neben den Bän- 
ken und Buden vorbei und ſind dieſe Wagen jenſeits 
der Buden ſo aufzuſtellen, daß ſie eine Reihe bilden, 
und daß die Köpfe der Pferde nach dem Warthafluß 
gerichtet ſind. 2 

4) Den Reitern wird ihr Platz von den, an der 
Bahn aufgeſtellten Beamten angewieſen werden. 

5) Bei der Rückkehr von dem Rennplatze müſſen 
die hinter den Buden aufgeſtellten Wagen denſelben 
Weg, auf welchem fie gekommen, die übrigen ach 3. 
bezeichneten aber den hinter dem Etabliſſement St. 
alſo den nächſten nach 
der Stadt einſchlagen. 

6) Das Fahren und Reiten über die Rennbahn 
iſt verboten und es darf überhaupt nur im gewöhn⸗ 
lichen Trabe gefahren werden. 

7) Für die zu Fuße ſich einfindenden Zuſchauer 
find die Wege beſtimmt, welche links von der gro⸗ 
ßen Straße nach dem Eichwalde über die Wieſe füh⸗ 
ren; ſie haben ſich, ſofern ſie nicht mit Einlaßkarten 
zur Tribüne verſehen ſind, diesſeits der Bänke von 
der Stadt her aufzuſtellen. 

8) Die Rennbahn und der durch dieſelbe einges 
ſchloſſene Raum dürfen von Zuſchauern nicht betre⸗ 
ten werden. 

9) Hunde dürfen nicht mitgebracht werden. 

10) Getränke, welcher Art ſie ſeyn mögen, im 
Herumtragen feil zu bieten, iſt nicht erlaubt, nur 
diejenigen dürfen Erfriſchungen an den ihnen ange- 
wieſenen Plätzen verkaufen, welche die Erlaubniß 
dazu beſitzen. 


len, Lorgnetten, Fernröhre, 


Anſicht feines Lagers höſtichſt einladet, 
ſten Preiſe. 
nachſtehende mir gewordene achtb 
5. November v. J. hinzuzufügen. 


2 0 i, Bel⸗E „am alten 
händler Zupanski, Bel e edges, woſelbſt ich für Kunſtfreunde uud 


diejenigen, die meines Rathes bedür⸗ ++ 
fen, von Morgens 8 bis I und von 3 bis 7 Uhr zu ſprechen bin. 


Mein Aufenthalt hierſelbſt währt 8—10 Tage. 


Die Augengläſer des gegenwärtig gm ee 2 Hof⸗Opticus D. Köhn aus 

werin ze ä ich dur eichmäßige Klarheit, 0 
54 ee ber ren find die Brillen defielben für Kurzſichtige ſowohl 
da Herr ꝛc. Köhn ſie mit großer Genauigkeit dem 
individuellen Grade der Myopie oder Presbyopie angemeſſen fertigt, und jeder Abnehmer nur 
die ihm ſpeziell convenirenden, ſeinem Auge zuträglichſten Gläſer erhält. RN 

Daß die Brillen des Herrn ꝛc. Köhn für Kurzſichtige nicht biconcav, ſondern periscopiſch 
find, iſt ein großer, das Sehen in die Ferue ſehr erleichternder und dem Auge ſelbſt wohlthã⸗ 


Hauſe des Kaufmann Herrn Tre 
Augengläſer⸗Bedürfende, ſo wie für 


ſachkundige Anfertigung aus. 
als für Fernſichtige ſehr empfehlenswerth, 
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tiger Vorzug derſelben. 


und den en ſeiner optiſchen Leiſtungen. 

Pore 415 „den 1. November 1846. 
Dr. Augustin 9 

Geh. Med.⸗ u. Regier.⸗Rath. 
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n Hof- und Univerſitäts-Optieus und Mechanikus 


D. Köhn a. Mecklenburg⸗Schwerin, 


ichl bei feiner Ankunft hierſelbſt mit feinem optiſchen Waarenlager: Bril⸗ 
Aa een i Mieroscope, e e een 
i „Neißfedern, Theaterperſpeetive !c.2c. beflens. Indem er zur 
zuſede weste Te Br i verſpricht er bei etwaigem Bedarf die möglichſt billig⸗ 
Da ich zum erſtenmal hier anweſend und noch unbekannt bin, 
are Empfehlungen im Potsdamer Wochenblatt No. 89. vom 
Meine Wohnung iſt im Haufe des Herrn Buch⸗ 


Ueberhaupt verbirgt die vollſtändige Sachkenntniß des Herrn ꝛc. Köhn die Zweckmäßigkeit 


Dr. Philippi. 
K. Stadiphyſikus. 
Dr. Lau, Königl. Hof-Medicus. 
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11) Die Kutſcher dürfen nicht eher vor der Tri⸗ 


büne vorfahren, als bis ſie hierzu von ihren Herr⸗ 
ſchaften angewieſen werden, und dann darf dies nur 
im Schritt geſchehen, was auch bei dem Vorbeifah⸗ 
ren bei andern Wagen ſtreng zu beobachten iſt. 

12) Diejenigen Kutſcher, welche obige Anordnun⸗ 
gen und den Anweifungen der Polizei-Beamten und 
Gendarmen nicht Folge leiſten, werden auf der Stelle 
verhaftet und wenn ihr Vergehen geſetzlich nicht einer 
härtern Ahndung unterliegt, mit einem 24ſtündigen 
Arreſt beſtraft werden. 

Die vorſtehenden Anordnungen bezwecken lediglich 
die Aufrechthaltung der Ordnung und Verhütung 
von Unglücksfällen, weshalb darauf gerechnet wird, 
daß das Publikum bereit ſeyn wird, die Beamten 
hierin zu unterſtützen. 

Poſen, den 22. Juni 1847. f 
Königl. Kommandantur. Der Polizei⸗Präſident. 
v. Helldorf. In Vertretung: Hirſch. 


Bekanntmachung. 

Der Bürger und Eigenthümer Michael Woy⸗ 
ciechowski zu Wongrowiee iſt durch ein Kon⸗ 
tumazial-Erkenntniß des unterzeichneten Gerichts 
vom heutigen Tage für einen Verſchwender erklärt 
worden, weshalb das Publikum gewarnt wird, dem⸗ 
ſelben keinen Kredit zu geben. 

Bromberg, den 15. Juni 1847. 

Königliches Ober-Landesgericht. 
I. Senat. a 


Nothwendiger Verkauf. 


Ober-Landesgericht zu Poſen. 
Abtheilung für die Prozeß-Sachen. 

Das im Schildberger Kreiſe belegene adelige 
Rittergut Mikorzyn, Antheil A., dem An⸗ 
dreas von Droſzewski und den 4 Geſchwiſtern 
v. Kobylanski, Marianna Roſalie Anto⸗ 
nina Thecla, Franz Dioniſius Johann 
Cantius, Johann Cantius Egidius Ste⸗ 
phan und Vincent Joſeph gehörig, gerichtlich 
abgeſchätzt auf 10,707 Rthlr. 22 Sgr. 7 Pf. zufolge 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Registratur einzuſehenden Taxe, ſoll zum Zweck der 


Auseinanderſetzung . 
am 15 ton K beer 1847 Vormittags 


um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsftelle ſubhaſtirt werden. f 
Der dem Aufenthalte nach unbekannte Miteigen⸗ 
thümer Franz Dioniſius Johann Cantius 
v. Kobylanski wird hierdurch öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 27. März 1847. 


Verſammlung des Lehrervereines heute Freitag 
den 2ten Juli Nachmittags 5 Uhr in der Königli- 
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fo erlaube ich mir 


Markt No. 58,, neben dem 
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fo wie durch ſorgfältige und 
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Dr. Puhlmann, 
Regiments Arzt. 
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Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde 
benachrichtigen wir ergebenſt, daß am Sonntage den 
Iten d. Mts. Herr Pastor Hertwig aus Zduny 
ſeine Probepredigt halten wird. 

Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz⸗ 
Kirche. ö 


Ein unverheiratheter Wirthſchafts-Veamter aus 
Schleſien, mit guten Atteſten verſehen, ſucht ein bal⸗ 
diges Unterkommen. Zu erfragen Hotel de Po- 
logne No. 7. | 


Das in dem Dorfe Wolenicezwifhen Kozmin 
und Krotoſchin (wo gegenwärtig die Chauſſer 
gebaut wird) befindliche Gaſthaus, mit mehreren 
möblirten Stuben und Einfahrt, iſt vom Iten No⸗ 
vember ab auf 1 oder 3 Jahre zu verpachten. Der 
Licitations⸗Termin iſt auf 

den 16ten Auguſt c. 
am Orte anberaumt. Das Nähere iſt bei dem Do⸗ 
minio Wolenice bei Kozmin zu erfahren. 

Roggen 
von ſehr guter Beſchaffenheit erhalten wir bis zum 
12ten d. M. und offeriren wir denſelben hiermit zu 
ſehr billigen Preiſen. 


Gebrüder Auerbach. 


Ein Freigut über 450 Morgen incl. Wald, und 
ein Freigut von über 200 Morgen weiſet zur Acqui⸗ 


ſition und ſofortigen Uebernahme nach: 


Poſen, Wronkerſtraße No. 15. Schubert. 


In einer Kreisſtadt Poſens iſt eine ſeit 10 Jahren 
beſtehende Buchhandlung und Leih bibliothek 
fofort zu verkaufen. Hierauf Reflektirende belieben 
ihre Briefe frei Poſen, poste rest. unter der Chiffre 
R. B. zu adreffiren, 
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mit gutem Boden, maſſiven Gebäuden und Wal⸗ 
dungen werden in verſchiedenen Größen zum vor⸗ 
theilhaften Ankaufe in meinem Commiſſions⸗ 
Bureau nachgewieſen, und wird daſelbſt die nähere 

Auskunft ertheilt. J. P. Lieboff, 
Friedrichsſtraße No. 33. 
. bis- a- vis der Landſchaft. 
D. Mönnich, pr: Zahnarzt, Schloßſtr. No. 2. 


7 Waſſerſtraße No. 1. iſt der 2te Laden von der 
Marktecke ab zu vermiethen und ſogleich zu beziehen. 


In meinem Hauſe alten Markt No. 82. iſt von 
Michaeli d. J. an eine Bäckerei nebſt Wohnung, 
ſo wie auch eine Stelle vorn am Markte an demſelben 
Hauſe zum Verkauf der Backwaaren zu vermiethen. 
Die Bäckerei hat einen Eingang vom Markte und 
einen von der Schloßſtraße; dieſelbe exiſtirt ſchon feit 
33 Jahren hintereinander. Auch ſind bei mir von 
Johanni an noch einige andere Wohnungen zu 
vermiethen. b 

Poſen, den 22. Juni 7 


Goldberg. 


Gartenſtraße No. 285. ſind vom Iſten Juli c. ab 
4 möblirte Stuben, und vom Iſten Oktober c. ab 
2 Parterres- Wohnungen zu 3 Stuben nebſt Küche, 
Holz⸗ und Pferdeſtall zu vermiethen. N 


P 
EIN LADEN 


3 nebst Comptoir ist sofort zu vermiethen 


chaeli d. J. ab in allen Etagen große und kleine. 
Wohnungen zu vermiethen; erforderlichen Falls 
auch Pferdeſtall und Wagenremiſe. 


Meine geehrten Kunden, welche sich durch 
dritte Personen ihren Schuupftabak von mir be- 


sorgen lassen, ersuche ich hierdurch ergebenst: 


gefälligst ganz genau darauf achten zu wol- 
len, dass auf allen meinen Tüten, von den 


kleinsten kis zu den grössten, und eben so 


auf den Flaschen, worin ich Schnupftabak 


verabfolgen lasse, meine vollständige Fir- 


ma unter genauer Angabe meines Geschäfts- 

Lokals, resp. durch Stempel und Etiquet- 

tes bezeichnet ist. s * 
Veranlassung zu dieser Maasregel ist die neuer- 
dings durch viele meiner geehrten Kunden ge. 


machte Erfahrung, dass die jetzige Konkurrenz 


ihr Treiben auf jede nur mögliche Weise aus- 


zudehnen bemüht ist. 13 279517 

Glück mann Kaliski, 
Breitestrasse No, 4, 

(Hierzu zwei Beilagen.) 


St. Martinfirafe No. 25. und 26, find von Mi- 


W 151. 


Landtags E Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 22. Juni. 
(Schluß.) i 
Abg. v. Saucken: Ich würde mir doch noch den Antrag erlauben, dies 
lenigen Gegenſtände, wo es nur darauf ankommt, unſere Anſichten im All⸗ 
gemeinen zu äußern, zur Entwerfung ſpäterer Geſetze und Vorlagen derſelben, 


wo wir nicht in nähere Details einzugehen brauchen, vorzugsweiſe noch zu 
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ſchlagen worden das Gutachten, 


berathen. Es iſt in der fünften Abth. unter Anderem in mehreren Petitionen 
angetragen auf einen größeren Schutz der perſönlichen Freiheit; es ſind An⸗ 
träge, die ein verehrtes Mitglied aus Weſtphalen mit dem Namen der Ha- 
beas-Corpus-Akte bezeichnete. Dieſe Petitionen ſind nicht zur Begutachtung 
gekommen, und für dieſe möchte ich mir vorzugsweiſe die Druck-Erlaubniß 
im Intereſſe der Petenten und der hohen Kurie erbitten. 

Abg. v. Binde: Ob einzelne intereſſante Petitionen noch gedruckt wer⸗ 
den ſollen, wird, wie in früheren Fällen beſchloſſen war, wohl nur von dem 
Urtheil der betreffenden Abth. abhängen. 4 
Abg. Frhr. v. Zedlitz, Landſchafts⸗Direktor aus Schlefien: Ich möchte 
mir die Bitte erlauben, daß, wenn es die Zeit noch geſtatten ſollte, daß ge⸗ 
wiſſe Petitionen, wo die Gutachten bereits vorliegen, der hohen Verſammlung 
durch den Herrn Landtags⸗Marſchall vorgelegt werden können, im Intereſſe 
der armen Klaſſe, hinſichtlich deren ſo manches Wort, ſo mancher Wunſch 
bier ausgeſprochen wurde und zwar aus vollem Herzen, die vorliegende Pe⸗ 
tition wegen des Schneeſcharrens der hohen Verſammlung vorzulegen. Es 
iſt dies eine Petition, welche die Armen betrifft. (Man vernimmt den Wider⸗ 
ſpruch eines großen Theils der Verſammlung.) Meine Herren! Dieſe Pe⸗ 
tition erſcheint Ihnen vielleicht nicht wichtig; ich lebe in einer Gegend, wo 
ich das Drückende dieſer Laſt genau kennen gelernt habe. Ich weiß, wie die 
Leute im Winter tagtäglich hinausgehen müſſen, um die Wege zu bahnen, 
wo ſie dann nichts mit hin und nichts mit nach Hauſe bringen, als Hunger 
und Elend. f 

Abg. Hanſemann: Die von dem Redner zuletzt erwähnte Angelegen⸗ 
heit wird, glaube ich, im regelmäßigen Gange hier vorkommen. Es iſt ſei⸗ 
tens der Herren⸗Kurie, wenn ich nicht irre, darüber eine Petition beſchloſſen 
und an unſere Kurie befördert worden. Ich glaube alſo, daß im regelmäßi⸗ 
gen Gange dieſe Angelegenheit zur Sprache kömmt. Es handelt ſich jetzt nur 
von Petitionen, die von Mitgliedern dieſer Kurie ausgegangen find, und ich 
möchte wünſchen, daß wir uns beſchränken auf folgende zwei Petitionen: 1) 
betreffend die Integrität von Schleswig Holſtein und 2) betreffend die Oeffent⸗ 
lichkeit unſerer Verhandlungen. N i 

Marſchall: Es liegen mir verſchiedene Anträge vor, über welche ich 
die Meinung der hohen Verſammlung zu vernehmen habe. Zuerſt iſt vorge⸗ 
betreffend die Jagdberechtigung und den 
Wildſchaden, von der Tages⸗Ordnung, worauf es ſich befindet, auszuſchließen. 
Ich werde dies nicht füglich können, ohne daß die Mitglieder, die darum ges 
beten haben, den Gegenſtand vorzugsweiſe zu berathen, ihre Zuſtimmung dazu 
geben. Ich frage dieſelben alſo, ob ſie in Erwägung deſſen, was hier dafür 
angeführt worden iſt, einwilligen, daß dieſer Gegenſtand wieder von der Ta⸗ 
ges⸗Ordnung entfernt werde? Inſofern alſo die hohe Verſammlung nichts 


dagegen erinnert, fo wird, nachdem die Herren Antragſteller damit einverſtan⸗ 


den ſind, der Weglaſſung von der Tagesordnung nichts entgegenſtehen. Ein 
zweiter Antrag iſt dahin gegangen, gar keine Petition mehr in Berathung zu 
nehmen. 

Eine Stimme: Mit Ausnahme der von der Herren-Kurie herüber⸗ 
gekommenen. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob dieſer Antrag Unterſtützung findet. Da 
dieſe Petitionen von dem hohen Landtage ſelbſt ausgegangen ſind, ſo wird er 
ohne Swat darüber zu beſtimmen haben, ob er dieſelben zurücklegen will. 
Einem ſolchen Beſchluß würde ohne Zweifel Folge gegeben werden können. 

Abg. Graf v. Schwerin: Wenn ich recht verſtanden habe, ſo will der 
Herr Marſchall die Frage dahin richten, ob überhaupt keine Petitionen mehr 
berathen werden ſollen. Es ſind aber noch einige hervorgehoben worden, die 
eine Erledigung finden könnten. Von dem Abg. der Grafſchaft Mark iſt 
eine ſolche bezeichnet worden, und von mir auch. Ich glaube, es würden, 
wenn der Beſchluß gefaßt würde, gar keine Petition mehr in Berathung zu 
nehmen, damit unſere Anträge auch erledigt ſein. Es ſind von dem Abg. 
für die Grafſchaft Mark und auch von mir ſolche hervorgehoben worden, und 

glaube, daß, wenn der Beſchluß jetzt gefaßt würde, keine Petitionen in 
Berathung mehr zu ziehen unſere Anträge damit beſeitigt ſein würden. Das 
ann aber nicht die Abſicht der Verſammlung ſein. (Fortwährender Lärm und 
Unruhe in der Verſammlung.) In Bezug auf den Antrag, den ich geſtellt 
babe, bin ich meinerſeits gern bereit, ihn zurückzuziehen, weil ich glaube, aus 
em Ausdruck der Sympathie hinreichend zu entnehmen, was ich entnehmen 
wollte, daß die Verſammlung in ihrer großen Majorität damit einverſtanden 
iſt, der Regierung ihre Sympathie für das Verfahren auszudrücken, was die⸗ 
ſelbe wegen Schleswig Holſtein bisher beobachtet hat, ſo wie das Vertrauen, 
daß ſie auf dieſem Wege auch ferner vorſchreiten und die Selbſiſtändigkeit 
der. Herzogihümer auf jede Weiſe ſichern werde. (Durch lautes Ja von allen 
Seiten giebt ſich die Beiſtimmung zu erkennen.) x 

Abg. Stedemann (vom Platze): Ich kann auf die Berathung der von 
mir zu unterſtützenden Petitionen wegen Errichtung einer Kredit⸗Anſtalt für 
kleine ländliche Beſtzungen und wegen Ermäßigung der Bergwerksſteuern, 
welche für heute ſchon auf der Tagesordnung ſtehen, nicht verzichten. 

Abg. Graf Gneiſenau; Ich glaube, wenn wir allgemeine Gerechtigkeit 
üben wollen, fo müſſen wir alle und jede Petition ausſchließen, oder wir müf- 

ſen die Berathung von noch mehreren Petitionen zulaſſen. fr 

Marſchall: Wenn ich die Frage ſtelle, ob keine Petition mehr be- 
rathen werden ſoll, und dieſe befaßt wird, fo folgt daraus natürlich, daß 
ne weitere Berathung von Petittonen mehr ſtattfinden kann. 

Abg. Fehr. v. Binde: Im Cinklange mit dem, was der Herr Marſchall 

degagt bat, daß jene allgemeine Frage kaptiviren würde, und in Bezug auf 

as, was ferner geſagt worden iſt, dab durch die heutige Tagesordnung der 
berations⸗Plan für heute feſtſtehe und nur einzelne Gutachten ausgeſchloſſen 
N wer en könnten, möchte ich mir erlauben vorzuſchlagen, daß wir zur Tages⸗ 


Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 2. Juli 1847. 


ordnung übergehen und daß, wenn die Tagesordnung erſchöpft iſt und dann 
noch einige Petitionen erledigt werden ſollen, die Erwähnung derſelben erſt 
dann erfolge. Das iſt mein Antrag. (Sehr viele Stimmen: Ja, ja! 
Tagesordnung.) 

Eine Stimme: Da wäre die Diskuſſton ganz unnütz geweſen. 

Marſchall: Ein Hauptantrag ging dahin, keine Petition mehr vor⸗ 
zunehmen. Ich habe gefragt, ob der Antrag Unterſtützung findet, und die⸗ 
ſelbe war ſo zahlreich, daß ich annehmen darf, die Majorität der Verſamm⸗ 
lung werde dafür ſtimmen. Es iſt mir dagegen eingewendet worden, daß er 
abſchneide, noch wünſchenswerthe Fragen zur Diskuſſton zu bringen. Das 
habe ich anerkennen müſſen, das wird aber die Verſammlung erwägen, und 
wenn ſie es wünſcht, daß noch einzelne Gegenſtände zur Sprache kommen 
ſollen, fo wird fie gegen den Antrag ſtimmen. (Einige Abg. nehmen von ihren 
Plätzen aus das Wort.) Ich muß durchaus bitten, mich nicht zu unterbre⸗ 
chen, das iſt ganz gegen die Ordnung. Ich werde alſo jetzt die allgemeine 
Frage ſtellen: Ob die hohe Verſammlung der Meinung ift, daß hier keine 
Gutachten über Petitionen mehr zur Berathung kommen ſollen. Diejenigen, 
welche wünſchen, daß dies nicht der Fall ſei, ſondern noch einzelne Petitionen 
zum Vortrage gebracht wiſſen wollen, bitte ich, nicht aufzuſtehen und die 
Frage dadurch mit Nein zu beantworten. Dadurch fällt jede Kaptivirung weg. 
Ich frage: Tritt die hohe Verſammlung dem Antrage bei, daß gar keine Gut⸗ 
achten über Petitionen mehr zur Berathung geſtellt werden ſollen? Diejeni⸗ 
gen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich, aufzuſtehen. (Der Antrag wird 
mit großer Majorität angenommen.) (Abermaliger Lärm, bis wiederholtes 
Läuten mit der Glocke die Verſammlung zur Ruhe bringt.) Es iſt noch ein 
Antrag darauf geſtellt worden, daß ich jetzt ſchon und nicht erſt am Schluſſe 
der Sitzung ankündigen möchte, was morgen auf die Tagesordnung käme. 
Das kann leicht geſchehen. Das Gutachten über die Anträge auf verſchiedene 
Abänderungen der Verordnungen vom 3. Februar iſt bereits von der Abth. 
eingegangen, es befindet ſich im Drucke, welcher in einigen Stunden vollendet 
ſein wird. Sollte es noch nicht am Schluſſe der Verſammlung zur Verthei⸗ 
lung kommen können, fo wird es ſogleich den Herren Abg- in ihre Wohnun⸗ 
gen geſchickt werden. Sie werden es alſo noch zu guter Zeit erlangen, und 
es ſteht dem nichts entgegen, daß dieſer Gegenſtand uns morgen befchäftige- 
Ferner iſt darauf angetragen worden, die unerledigt gebliebenen Petitionen 
noch zum Drucke zu bringen. Von einem der verehrten Abg. iſt bereits dar⸗ 
auf erwiedert worden, daß der gewöhnliche Gang dabei zu beobachten ſein 
werde, und dem ſtimme ich bei. Alle diejenigen, welche wünſchen, daß Peti⸗ 
tionen irgend einer Art abgedruckt werden, haben ſich an die betreffende Abth. 
zu wenden, und ſobald dieſe den Ausſpruch thut, daß der Abdruck zum Nuz⸗ 
zen des Landtags geſchehen möge, werde ich das Imprimatur auf der Stelle 
ertheilen. Es liegen zwei Beſchlüſſe der Herren-Kurie vor, welche vorzutra⸗ 
gen ſein werden. 

Secretair v. Waldbott: Erklärung des Beitritts der Herren⸗Kurie zu 
den Petitions⸗Anträgen der Kurie der drei Stände vom 31. Mai d. I., be⸗ 
treffend die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminal⸗Verfahrens 
auf alle Theile der Monarchie, in welcher die Kriminal-Drdnung gilt. Dem 
Petitions⸗Antrage der Kurie der drei Stände vom 31. Mai d. J., welcher 
dahin gerichtet if, an Se. Königl. Majeſtät die ehrfurchtsvolle Bitte zu rich⸗ 
ten: die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminalverfahrens auf 
alle Theile der Monarchie, in welchen die Allgemeine Kriminal-Ordnung gilt, 
beſchleunigen und die derſelben etwa entgegenſtehenden Hinderniſſe befeitigen 
zu wollen, wird hiermit aus den im Petitions⸗Antrage entwickelten Gründen 
lediglich beigetreten. 8 

Marſchall: Es folgt der zweite Beſchluß. (Secretair v. Waldbott 
trägt den Beſchluß der Herren-Kurie vor, betreffend den Antrag der Kurie 
der drei Stände wegen Interpretation der geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Sonderung in Theile.) „Des Königs Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, 
die in dem Landtags⸗Abſchiede vom 30. Dezember 1845 enthaltene beſchrän⸗ 
kende Interpretation in Betreff der Sonderung in Theile nicht weiter in An⸗ 
wendung zu bringen, vielmehr die unbeſchränkte Anwendung der dieſerhalb 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, in Uebercinſtimmung mit der Aller⸗ 
höchſten Kabinets-Ordre vom 25. März 1834, Allergnädigſt zu geſtatten, 
fand ſich in der Herren⸗Kurie nicht die aal e genügende Sufimmung für 
die Petition, und iſt demnach durch den Beſchluß diefer Kurie der Beitritt 
zu dem Antrage abgelehnt. Es ſind drei Entwürfe zu allerunterthänigſten 
Bitten eingegangen. Der Herr Abg. v. Nordeck wird den erſten vortragen. 

Abgeordn. von Nor deck (verlieft diefen Entwurf): Allerunterthänigſte 
Vitte der Kurie der drei Stände, in Betreff derjenigen preußiſchen Unter⸗ 
thanen, welche ſich bei den letzten Unruhen in den vormals polniſchen Pro⸗ 
vinzen betheiligt haben, nach Möglichkeit Gnade walten zu laſſen. Die Kurie 
der drei Stände, fo ſehr fie auch die letzten Auflehnungsverſuche in der Pro⸗ 
vinz Poſen beklagen und die Tendenzen, durch welche dieſelben hervorgerufen, 
verwerfen muß, kann ſich dennoch nicht enthalten, ihr inniges warmes Mit⸗ 
gefühl für ihre polniſchen Brüder an den Tag zu legen, die ſich bemühen 
werden, ſich der deutſchen Nationalität immer enger anzuſchließen, am als 
Söhne deſſelben heiligen Vaterlandes, dem wir Alle vom Niemen bis zur 
Saar angehören, mit offenen Armen von uns aufgenommen zu werden. Die 
Kurie hält es außerdem für ihre Pflicht, Sr. Majeſtät offen und unzweideu⸗ 
tig die Gefühle darzulegen, welche ſich für die in rubro bezeichneten Unglück⸗ 
lichen im Volke regen, und faßt den Beſchluß: an Se. Majeſtät die ehr⸗ 
furchtsvollſte Bitte zu richten, bei denen in die vorſtehende Kategorie gehören⸗ 
den und nach geſchloſſener Unterſuchung ſchuldig befundenen, preußiſchen Uns 
terthanen nach Möglichkeit Gnade walten zu laſſen. 

Berlin, den 21. Juni 1847. 

Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf 
nichts bemerkt wird, ſo iſt er angenommen. Zwei andert 
Herr Abg. v. Wedell aufgefegt. Ei 

Abg. v. Wedell (verlieft den Entwurf zur allerunterthänigſten Bitte 
der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtages, um Aufhebung des 
Präventivſyſtems und Einführung des Repreſſtvſpſtems in Preß⸗Angelegenhei⸗ 
ten.) Ich werde mir den Vorſchlag erlauben, ob die hohe Kurie damit ein⸗ 
verfianden iſt, wenn die Sache fo gefaßt wird: „Die Kurie der drei Stände 
war bei dieſer Lage der Sache der Anſicht, daß es nicht nöthig ſei, auf die 


etwas zu bemerken? Da 
Entwürfe hat der 
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Gründe, welche für das Nepreſſiv⸗Syſtem ſprechen, näher einzugehen, glaubt 


aber doch, weil einestheils die Cenſur nicht den gehörigen Schutz gewährt, 


anderentheils der freien geiſtigen Entwickelung hemmend entgegentritt, die 
Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen zu dürfen, die in Bezug auf die Preß⸗ 
Geſetzgebung bezüglichen Wünſche des Volks als eine Thatſache an den Stu⸗ 
fen des Thrones niederzulegen.“ 

Abg. v. Auerswald: Ich habe nichts dagegen, daß eine andere Mei⸗ 
nung ausgesprochen wird, aber an dem eigentlichen Tenor des Antrages, wie 
ich ihn geſtellt habe, und den ich mir erlauben möchte aus den ſtenographi⸗ 
ſchen Protokollen, die ich noch nicht korrigirt habe, vorzuleſen, würde ich bü⸗ 
ten, nichts zu ändern, und da heißt es: „Es iſt eine Thatſache, daß das Volk 
von dem Verlangen nach Preßfreiheit und einem Preß⸗Strafgeſetze beſeelt, 
und daß dieſes Verlangen nicht erlöſchen werde, bis es Befriedigung gefunden 
habe.“ Wenn nun voran- nder nachgeſchickt würde, daß die Verſammlung 
ſich einſtimmig von ihren verſchiedenen Geſichtspunkten aus angeſchloſſen hat 
ſo habe ich meiner Perſon nach nichts dagegen. 

Landtags-Kommiſſar: Ich halte es für eben fo gut, wenn nach 
dem Antrag die Worte folgen: Dieſem hat ſich die ganze Verſammlung an⸗ 
geſchloſſen, wenngleich aus verſchiedenen Gründen. 

Marſchall: Würde die hohe Verſammlung gegen dieſen Vorſchlag et⸗ 
was haben? (Es wird keine Erinnerung gemacht.) Dann iſt er alſo ange⸗ 
nommen, und der Herr Referent würde wohl die Güte haben, den Entwurf 
danach zu redigiren. 

Abg. Hanſemann: Aber es verſteht ſich wohl, daß jetzt die ganze Eins 
leitung wegfällt. 

Referent v. Wedell: Die Einleitung kann nicht ganz wegfallen, da es 
dann ganz unverſtändlich ſein würde, wofür wir danken. : 

Marſchall: Wir kommen zu dem dritten Entwurfe. 

Referent v. Wedell: (verlieft dieſen Entwurf): 

Allerunterthänigſte Bitte 
der Kurie der drei Stände um Erlaß der Beſtimmung, daß jedes Blatt ver⸗ 
pflichtet ſein ſolle, die Erwiederung und reſpektive Rechterfertigung eines in 
demſelben perſönlich Angegriffenen gegen Inſertions-Koſten aufzunehmen. 

Die Kurie der drei Stände beſchloß, Se. Majeſtät den König aller⸗ 
unterthänigſt zu bitten: Zu beſtimmen, daß jedes Blatt verpflichtet ſei, die 
Erwiederung und reſpektive Rechtfertigung eines in demſelben perſönlich An⸗ 
gegriffenen gegen Entrichtung der Inſertions-Koſten aufzunehemen. 

Marſchall: Iſt etwas gegen dieſen Entwurf zu erinnern? 

— Abg. Dittrich: Ich beantrage, daß nach Analogie des ſchon heute ge⸗ 
faßten Beſchluſſes die Worte: „mit zwei Dritteln der Stimmen“ wegfallen. 

Marſchall: Der erſte Entwurf wird mit den beſchloſſenen Abänderun⸗ 
gen morgen noch einmal vorgetragen werden. Es iſt ein Protokoll der 
fiebenten Abtheilung eingegangen, welches zur Kenntniß der hohen Verſamm⸗ 
lung zu bringen iſt. Der Herr Abgeordnete von Holzbrink wird daſſelbe 
vorleſen. (Es geſchieht durch denſelben) Will Jemand eine Bemerkung 
machen? 


Abg. v Vincke: Ich möchte mir doch die Frage erlauben, ob die Ab⸗ 


theilung denn gar keinen praktiſchen Antrag gemacht hat. Nach meinem Das 
fürhalten würde das doch in der Aufgabe der Abtheilung liegen. 

Marſchall: Es liegt weiter nichts vor, als dieſe Benachrichtigung. 

Abg. Graf v. Finkenſtein: Wenn der Abtheilung irgend ein Auftrag 
wird, fo iſt fie bereit, Vorſchläge zu machen. Die Abtheilung hat es am 
zweckmäßigſten gefunden, die Sache auf den nächſten Landtag zu vertagen. 

Abg. v. Binde: Wir erfreuen uns des Vorzuges, ein Mitglied der 

Staatsſchulden-Verwaltung in unſerer Mitte zu haben. Ich glaube, es wäre 
zweckmäßig, wenn ſich dieſes Mitglied darüber äußern wollte, ob es räthlich 
oder möglich ſei, bis. zum nächſten Landtage zu warten. 

Landtags⸗Kommiſſar: Da bis jetzt weder angeordnet noch vorge⸗ 
ſchlagen worden iſt, daß der Vereinigte Landtag ſich jährlich verſammeln ſoll, 
da die Periodizität der Vereinigten Ausſchüſſe, denen nach dem Geſetz, kon⸗ 
kurirend mit dem Vereinigten Landtage, die Vorbereitung der Rechnungen 
der Haupt-⸗Verwaltung der Staatsſchulden zur Decharge Sr. Majeſtät des 
Königs obliegt, eine vierjährige iſt, fo iſt vorauszuſehen, daß mehrere folder 
Rechnungen zuſammenkommen. Ich glaube darum, daß es ziemlich gleich⸗ 
gültig fein wird, ob die nächſte Verſammlung zwei oder drei dergleichen 
Rechnungen zur Vorbereitung erhält, und dürfte daher auch nichts Weſent⸗ 
liches verſäumt werden, wenn die von der Ober-Rechnungs⸗Kammer revi⸗ 
dirten Rechnungen ein oder zwei Jahre ſpäter zur Decharge gelangen. 

Marſchall: 10 
Abgeordneten von Katte, das Gutachten über den Beſchluß der Herren⸗Kurie, 
das Reglement betreffend, zu verleſen. 

Referent v. Katte (verlieſt das betreffende Gutachten): 

- Gutachten 
der 
vierten Abtheilung der drei Stände des erften Vereinigten Landtages, betref⸗ 
ſend die von der Herren-Kurie beſchloſſenen Modificationen und Zufäge der 
von erſterer beantragten Abänderungen des Reglements über den Geſchäfts⸗ 
gang bei dem Vereinigten Landtage. 

Die von der Kürie der drei Stände unterm 17. Mai c. geftellte aller⸗ 
untertähnigſte Bitte um mehrere, unter 19 verſchiedene Punkte rubrizirte Ab⸗ 
änderungen des Reglements über den Geſchäftsgang bei dem Vereinigten 
Landtage hat nach Vorſchrift des §. 26 6. deſſelben, der Berathung und Be⸗ 
ſchlußnahme der Herren⸗Kurie vorgelegen, und iſt von deren Reſultat unterm 
10. d. M. die weitere Mittheilung erfolgt, welche zu nachſtehendem Referate 
Veranlaſſung giebt. Ihren unbedingten Beitritt erklärte die Herren-Kurie 
zu folgenden Anträgen: 1) (ad Nr. 2.) Daß bei Bildung der Abtheilun⸗ 
gen auch die Provinzjal-Landtags⸗Marſchälle zugezogen werden ſollen. 2) 
(ad Nr. 4.) Den Autragſtellern zu geſtatten, den Verhandlungen der Ab⸗ 
theilungen über die von ihnen geſtellten Anträge mit dem Rechte der Miter⸗ 
örterung, aber ohne Votum beiwohnen zu dürfen und zu dem Ende die Vor⸗ 
ſitzenden zu verpflichten, den Antragſtellern von der Zeit der betreffenden Be⸗ 
rathung Kenntniß zu geben. 3) (ad Nr. 5.) Die Ernennung des Referen⸗ 
ten für den Vortrag in der Plenar⸗Verſammlung dem Vorſitzenden der Ab⸗ 


theilung zu überlaſſen. 4) (ad 7.) Die Beflimmung, kein Mitglied dürfe _ 


von einem anderen Platze, als von der Redner-Bühne, das Wort ergreifen, 


Wir kommen zur Tagesordnung. Ich erſuche den Hrn.“ 


— in Fortfall bringen und ſtatt deſſen es lediglich dem Ermeſſen des Mar⸗ 
ſchalls zu überlaſſen, von welchem Platze aus der Redner ſprechen folle. 5) 
(ad Nr. 8.) Für den Marſchall die Verpflichtung auszusprechen, demjeni⸗ 
gen das Wort außer der Reihe zu ertheilen, welcher eine Ueberſchreitung des 
Geſchäſts⸗Reglements zu rügen beabſichtigt. 6) (ad Nr. II.) Dem $. 18 
die Beſtimmung hinzuzuſetzen, daß unmittelbar vor der Abſtimmung die 
Frage durch einen der Seeretaire verleſen werden ſoll. 7) ad Nr. 12) Die 
Beſtimmung des Reglements in Wegfall bringen zu laſſen, daß aus den Ver 
richten über die Landtags-Verhandlungen etwa vorkommende verletzende Aeu⸗ 
ßerungen entfernt werden ſollen. 8) (ad Nr. 13.) Dem $. 25 des Regle⸗ 
ments die Beſtimmung hinzufügen zu laſſen, daß die Kurie der drei Stände 
ſofort nach ihrem Zuſammentreten und vor Beginn aller anderen Gefchäfte 
ſich mit denjenigen Wahlen ihrer Mitglieder, bei welchen Unrichtigkeiten oder 
Ungebührniſſe vermuthet werden, zu beſchäftigen, ſolche zu unterſuchen, ihre 
desfallſigen Erklärungen abzugeben und auf Abhülfe nach Befinden anzutra⸗ 
gen habe. 9) (ad Nr. 15.) Den Abdruck derjenigen Petitionen, bei denen 
es die Abtheilungen, welchen ſolche zur Vorberathung überwieſen ſind, für 
nöthig halten, auf Koften des Landtags befehlen zu wollen. 10) (ad Nr. 
19.) Daß eine Revifion des Geſchäfts⸗Reglements nicht ohne Anhörung der 
Stände erfolgen und daß geſtattet werden möge, auch noch im Laufe und 
am Schluſſe des gegenwärtigen Landtags Anträge auf Abänderung deſſelben 
ſtellen zu dürfen. Dagegen hat die Herren⸗Kurie beſchloſſen, nachſtehenden 
drei Anträgen auf Abänderung ihre Zuſtimmung zu verſagen. 1) (ad Nr. 
1.) In Zukunft durch Wahl jeder einzelnen Provinz die Beſtellung des von 
ihr zu entnehmenden Secretairs zu geſtatten. 2) (ad Nr. 3.) Den Vor⸗ 
figenden einer Abtheilung aus der Wahl ihrer Mitglieder hervorgehen zu laf- 
ſen. 3) (ad Nr. 16.) Die Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz 
des Landtags gehöre oder nicht, als dem Landtage, aber nicht ſeinem Mar⸗ 
ſchalle, für zuſtehend zu erklären. Demnächſt hat die Herren-Kurie in fol⸗ 
genden Punkten theils Modificationen der Anträge der Stände-Kurie be⸗ 
ſchloſſen, theils ſelbſtſtändige Anträge aufgeſtellt. Dieſe Punkte ſind es, wel⸗ 
che die vierte Abtheilung einer abermaligen Vorberathung zu unterwerfen 
hatte. 1) sub Nr. 6 ad 13 des Reglements hatte die Stände⸗Kurie gebeten, 
den Zuſatz Platz greifen zu laſſen, „daß die Verathung in pleno immer erſt 
24 Stunden nach Vertheilung des Gutachtens der Abtheilung beginnen dürfe, 
auch die Gegenſtände, welche in jeder Sitzung zur Erörterung kommen ſollen, 
bei mündlicher Anberaumung derſelben genau zu bezeichnen, bei ſchriftlicher 
auf den Einladungskarten zu bemerken ſeien.“ Die Herren-Kurie tritt im 
Allgemeinen dieſem Petitum zwar bei, findet aber den grbrauchten Ausdruck: 
„nach Vertheilung des Gutachtens nicht beſtimmt genug, und geht davon aus, 
daß die erbetene Zuſatzbeſtimmung nur die Regel ausdrücken ſoll, welche in 
einzelnen dringenden Fällen Ausnahmen werde erleiden können. Da die 
Herren-Kurie dem Antrage unter der ebenerwähnten Vorausſetzung, welche 
dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände wohl ebenfalls zum Grunde gelt⸗ 
gen haben dürfte, beitritt und nur eine anderweitige Faſſung deſſelben als 
wünſchenswerth andeutet, aber nicht wörtlich in Vorſchlag bringt, fo findet 
die Abtheilung ihrerſeits hierzu ebenfalls keine Veranlaffung, glaubt vielmehr 
daß die definitive Redaction dieſes Antrages, falls folder die Allerhöchſte Ger 
nehmigung erhält, ohne Weiteres dem Gouvernement zu überlaſſen ſei. (Die⸗ 
fer Paſſus wird ſtillſchweigend angenommen, und der Referent fährt in ſei⸗ 
nem Vortrage fort): 2) ad 8 15 beantragt die Herren= Kurie eine Zufag- 
beſtimmung, dahin lautend: „Diejenigen Redner, welche ſich vor Beginn der 
Berathung um das Wort melden, haben zu erklären, ob fie für oder ge⸗ 
gen den Gegenſtand der Debatte ſprechen wollen und erhalten nach der Zeit⸗ 
folge der Anmeldung abwechſelnd das Wort“ und glaubte dieſe durch den 
beſtehenden Gebrauch in anderen Ländern bewährte Beſtimmung als eine 
wünſchenswerthe und ſehr angemeſſene Ergänzung des Reglements bezeichnen 
zu dürfen. Die Abtheilung erklärte ſich einſtimmig gegen dieſe Anſicht, weil 
zur Zeit den hieſigen ſtändiſchen Verhältniſſen eine ſcharfe Partei⸗Sonderung 
in der Art, wie fle in anderen Ländern vorhanden, fremd ſei, die einander 
entgegenſtehenden Meinungen mannigfaltiger hervorträten und es daher den 
Rednern nicht immer möglich ſein werde, vor Beginn der Berathung über⸗ 
haupt ihre Stellung zu dem Berathungsgegenſtande als für oder gegen den⸗ 
felben ganz Mer Br nase Pi 5 

Abg. v. Manteuffel: muß mich dahin ausſprechen, daß die Ver⸗ 
ſammlung ſich mit den Anträgen der Herren-Kurie ae Mistel 
das ee eee hier eingeführt ee 

Abg. v. Binde: Ich kann mich den Anſichten des verehrte itglie⸗ 
des nicht anſchließen; ich glaube, daß die verehrte Abtheilung die Weh 
die uns verhindern dürften, dem Antrage der Herren-Kurie beizutreten, ziem- 
lich vollſtändig hier aufgenommen hat, und ich finde fie begründet. Was die 
Sache ſelbſt betrifft, jo glaube, daß, wenn das Reglement richtig angewendet 
wird, ein Bedenken nicht eintritt. Ich habe das Reglement ſo verſtanden 
daß deſſen Abſicht dahin gegangen iſt, daß das Ende jedes Vortrages ab ⸗ ö 
wartet werden ſoll, und daß dann erſt jeder Redner, der an der Diskuſſton 
ſich betheiligen will, aufſteht oder dies allenfalls auch ſchon während des Vor⸗ 
trages thut, um dem Herrn Marſchall erkennen zu geben, daß er das Wort 
zu nehmen wünſche, und daß, wenn Mehrere in derſelben Situation ſich be⸗ 
finden, der Herr Marſchall zu entſcheiden hat, wer zuerſt das Wort zu er⸗ 
halten hat. Wenn das geſchieht, ſo würde ſich das erreichen laſſen, was das 
geehrte Mitglied will, und es würde ſich kein Mitglied in die unangenehme 
Lage verſetzt ſehen, daſſelbe zu vertheidigen und vorzutragen, was ſein Vor⸗ 
gänger bereits vorgebracht hat, ſondern es würde ſich gemüßigt fehen, nur 
dann ſich zu erheben, wenn ſeine Anſicht und ſeine Gründe noch nicht vorge⸗ 
weden un nee 1 15 0. der Diskuſſton erhalten 
werden, und es würde die parlamentariſche Regel eintreten, die 5 
land beobachtet wird. ? a a es Fuß 

Marſchall: Ich will mich nicht in die Diskuſſton miſchen, 
auch nie gethan habe. Iſt aber behauptet worden, daß, wenn das 
ment ſtrikte befolgt würde, uicht ſo leicht vorkommen könnte, daß mehrere 
Redner von derſelben Farbe, wenn ich fo fagen darf, hintereinander ſprächen 
fo glaube ich doch, dagegen bemerken zu müſſen, daß ich feit der Zeit, wo 
ſich hierüber eine beſtimmte Anſicht der Verſammlung ausgeſprochen hal, das 
A ſtrikte befolgt habe, inſofern als die Redner, wie fie ſich der Reihe 
nach erhoben haben, notirt worden find und zwar nicht früher, als bis die 


wie ich 
Regle⸗ 
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Diskuſſion eröffnet war. Aber dies hat keinesweges verhindert, daß oft eine 
ganze Reihe von Rednern derſelben Anſicht das Wort erhalten haben. Es 
lag dies alſo nicht darin, daß das Reglement nicht befolgt worden wäre. 

Abg. Graf v. Zech⸗Burkersrode: Meine Herren! Ich muß mich 
recht dringend dafür verwenden, daß der Antrag der Herren-Kurie angenom⸗ 
men werde. Es iſt ſchon erwähnt worden, daß in allen großen parlamenta⸗ 
riſchen Verſammlungen anderer Länder ein folder Uſus ſtattfindet. In Frank⸗ 
reich laſſen ſich die Redner pour und contre einſchreiben, und in England 
iſt es parlamentariſcher Kriegsgebrauch, daß der Sprecher einen von der mi⸗ 
niſteriellen und einen von der entgegengeſetzten Partei alternirend aufruft. 
Es iſt wahr, wir brauchen uns Frankreich nicht allenthalben zum Vorbilde 
zu nehmen, wir können aber wohl das von dort entlehnen, was ſich praktiſch 
bewährt hat. Unſere geehrte Abtheilung hat geſagt, daß die Parteien ſich 
bei uns noch nicht ſo genau geſchieden hatten und die Redner oft nicht wüßten, 
ob fie für oder gegen eine Sache ſprechen wollten. Das Letzte ſcheint mir 
nicht richtig. Es iſt gewiß ſehr wünſchenswerth, daß nicht jedes Mitglied mit 
einer vorgefaßten Meinung in die Berathung hineinkommt und Viele erſt aus 
der Debatte ihre Anſicht entnehmen, aber ſolche Mitglieder werden nicht ſpre⸗ 
chen. Diejenigen aber, welche ſprechen, müſſen doch vorher wiſſen, ob ſie für 
oder gegen den zur Berathung geſtellten Gegenſtand ſprechen wollen. Nach 
dem Verfahren, welches bisher nach unſerem Geſchäfts-⸗Neglement ſtattgefun⸗ 
den hat, geht unſerer Diskuſſton das dramatiſche Intereſſe, wenn ich fo ſa⸗ 
gen ſoll, gänzlich ab, und wenn vorher zehn oder mehrere Redner hinter ein⸗ 
ander ſich in demſelben Sinne ausgeſprochen und eine andere Meinung 
ſich gar nicht äußern kann, fo kommt das „audiatur et altera pars“ gar 
nicht zur Geltung. Ich muß mich daher entſchieden für den Antrag der 
Herren⸗Kurie erklären. (Vielfacher Ruf zur Abſtimmung) 

Abg. Hanſemann: So wie der Vorſchlag der Herren-Kurie zu uns 
gekommen ift, wird er gar nicht anzunehmen fein, weil er auf der Voraus⸗ 
ſetzung beruht, das ſich die Redner vor Beginn der Berathung zu melden 
haben, eine Vorausſetzung, die in Beziehung auf unſere Kurie und auch nach 
dem Wortlaute des Reglements nicht richtig iſt. Würde es ſich nur davon 
handeln, den Antrag der Herren⸗Kurie mit einem Amendement anzunehmen, 
ſo würde dies zuläſſig ſein, weil nicht ein Antrag unſerer Kurie vorliegt, 
den die Herren⸗Kurie amendirt hat, ſondern ein beſonderer Antrag der Herren 
Kurie. Ich glaube alſo, daß wir in dieſem Falle das Recht der Amendi⸗ 
rung haben. 1 

Marſchall: Dieſer Meinung muß ich widerſprechen. Wir haben nur 
zu erklären, ob wir dem Antrage beitreten oder nicht; treten wir demſelben 
nicht bei, ſo iſt er todt. 

Abg. Hanſemann: Meine Anſicht beruht darauf, daß dieſer Antrag 
zwar bei Gelegenheit unſerer Anträge von der Herren-Kurie geſtellt worden 
iſt, er ſich aber auf einen ganz anderen Paragraphen bezieht und alſo als 
von der Herren⸗Kurie urſprünglich ausgegangen zu betrachten iſt, ſo daß wir 
in dieſer Hinſicht das Recht zu Amendements haben würden. Ein derartiges 
Amendement nun dermalen zu machen, ſcheint mir nicht zeitgemäß zu ſein, 
und dies reicht für mich hin, dem Abtheilungs⸗Gutachten beizutreten. 
| (Der Ruf zur Abſtimmung vermehrt ſich.) 

Marſchall: Die hohe Verſammlung ſcheint den Schluß der Debatte 
zu wünſchen, ich bitte, daß diejenigen, welche dieſer Meinung find, die Güte 
haben aufzuſtehen. (Sehr viele Mitglieder erheben ſich.) Der Antrag der 
Herren⸗Kurie geht dahin, daß die Redner, je nachdem ſie für oder gegen 
den Gegenſtand der Diskuſſton ſprechen wollten, abwechſelnd das Wort er⸗ 
halten ſollen. Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich, aufzuſte⸗ 
— * iſt mit Beſtimmtheit zu überſehen, daß nicht zwei Drittel vorhan⸗ 
en find. | 

Referent von Katte: Nr. 3. 3) ad Nr. 9 der Anträge der Drei⸗ 
Stände⸗Kurie in Betreff §. 15 d. des Reglements, „daß es den der deutſchen 
Sprache nicht vollkommen mächtigen Landtags Abgeordneten geſtattet werden 
möge, ihre Reden abzuleſen,“ welches vorzugsweiſe in Rückſicht der Provinz 
Poſen ausgeſprochen wurde, befürwortete die Herren-Kurie, welche nach ihrer 
Meinung die Abſicht der ausgeſprochenen Bitte nur dahin gerichtet ſei, daß 
nur mit Rückſicht auf diejenigen, welche der deutihen Sprache in der That 
nicht hinreichend mächtig ſind, von der Verſammlung das Ableſen geſtattet 
werden könne, um ſolchen Mitgliedern nicht die Möglichkeit abzuſchneiden, 
ihre Meinung zu äußern, daß aber damit nicht beliebig jedem Bewohner ei⸗ 
nes Landestheiles, in welchem nicht ausſchließlich die deutſche Sprache geredet 
wird, die Berechtigung ertheilt werde, geſchriebene Reden mitzubringen und 
in der Verſammlung zu verleſen. Die Abtheilung glaubt, daß die Ausle⸗ 
gung des gedachten Beſchluſſes dem Sinne entſpreche, in welchem derſelbe ge⸗ 
faßt worden und daher hinſichtlich deſſelben das Einverſtändniß beider Ku⸗ 
rien anzunehmen ſei. 

Marſchall: 
angenommen. 

Referent v. Katte: 4. Abermals ein neuer Antrag. 4) ad 8. 15e er⸗ 

nme die Herren⸗Kurie zwar die Nothwendigkeit einer Beſtimmung darüber, 

daß die Reden nicht an einzelne Mitglieder gerichtet werden dürfen, findet 
aber die Vorſchrift, wonach ſolche nur an den Marſchall gerichtet werden 
ſollen, praktiſch nicht ſtreng ausführbar, wie ſie auch ſchon auf dem gegen- 
wärtigen dtage nicht immer beobachtet worden ſei. Die Herren-Kurie 
findet ſich daher zu dem Antrage bewogen: zu beſtimmen, daß die Reden nur 
an den Marſchall, oder an die Verſammlung gerichtet werden dürfen. Die 
Abtheilung iſt der Meinung, daß die Angemeſſenheit dieſes Antrages anzuer⸗ 
kennen und demſelben daher beizutreten ſei. 

Marſchall: Iſt dagegen etwas zu bemerken? (Nein!) Alſo angenommen. 

Referent v. Katte: 5) ad F. 15g. des Reglements, tritt die Herren⸗ 

Kurie dem Petitum Nr. 10, daß am Ende des gedachten Paragraphen die 
Worte hinzugefügt werden möchten: „und iſt dazu verpflichtet, wenn die 

ajorität der Verſammlung es verlangt“, zwar bei, beantragt jedoch den 
ferneren Zufag: „es muß aber auch in dieſen Fällen der Verbeſſerungs⸗Vor⸗ 
chlag, che er zur Unterſtützung und Berathung geſtellt wird, ſchriftlich for⸗ 
wulirt und vorgeleſen werden.“ Die Abtheilung hält dieſen Zuſatz, als un⸗ 
nüthig beengend, nicht für angemeſſen, vielmehr erſcheint es ihr zweckmäßiger, 
die Entscheidung darüber, ob ein Verbeſſerungs⸗Vorſchlag ſchriftlich formulirt 
werden ſoll, dem Marſchall zu überlaſſen. 


Iſt dagegen etwas zu bemerken? (Nein!) Er iſt alſo 


— 


Marſchall: Iſt etwas zu bemerken. Da nichts bemerkt iſt, kann an⸗ 
genommen werden, daß der Abtheilung beigetreten wird. 

Referent v. Katte: 6. §. 16. des Reglements. 6) ad §. 16. des Re⸗ 
glements ſieht die Herren⸗Kurie ſich veranlaßt, Se. Majeſtät ehrfurchtsvoll 
zu bitten, Allergnädigſt eine feſte Reihefolge beſtimmen zu wollen, in der die 
zu ſtellenden Fragen, nach einem Prinzip normirt, vorgetragen werden ſollen. 
Mit geringen Modificationen begründet die Herren⸗Kurie dieſen Antrag auf 
dieſelben Motive, wie die Abtheilung in ihrem erſten Gutachten vom 26ſten 
April d. J., und glaubt, außer der dort geſchehenen Hinweiſung auf den 
Uſus des Engliſchen Parlaments, die Erfahrungen des gegenwärtigen Land⸗ 
tags zur Unterſtützung deſſelben anführen zu müſſen, indem ſolche eine der⸗ 
artige Normirung als durchaus wünſchenswerth, ja nothwendig erſcheinen 
laſſe. Sie ſchlägt in dieſer Beziehung folgende beſtimmt normirte Faſſung 
des Reglements vor: Jedes Mitglied kann Verbeſſerungen der geſtellten An⸗ 
träge in Vorſchlag bringen, über welche Verbeſſerungs⸗Anträge zuerft alſo 
abgeſtimmt wird, daß die Frage, ob der ganze Antrag genehmigt werden ſoll, 
unentſchieden bleibt, bis er durch alle angenommenen Verbeſſerungs⸗ Anträge 
ſo modifizirt worden, als die Stimmenmehrheit beſtimmt hat. Eben ſo wird 
über einen Haupt⸗Antrag nur erſt dann abgeſtimmt, wenn über alle zu dem⸗ 
ſelben gemachten Verbeſſerungen entſchieden worden. Ausgenommen ſind Ver⸗ 
beſſerungs⸗Anträge, welche nicht auf den Antrag der Abtheilung gerichtet find; 
dieſe kommen nicht vor dieſem Antrage, ſondern nach demſelben zur Abſtim⸗ 
mung. Die einzelnen Verbeſſerungen werden nach der Zeitfolge, worin fie 
bei der Berathung ſelbſt vom Proponenten vorgetragen worden, zur Abſtim⸗ 
mung gebracht. Wenn über alle vorgeſchlagenen Verbeſſerungen entſchieden 
iſt, ſo wird über den ganzen Antrag mit Ja und Nein abgeſtimmt. Die 
Behauptung, man habe die geſtellte Frage oder ihren Umfang mißverſtanden, 
berechtigt nicht zur Wiederaufnahme der Sache, nachdem bereits abgeſtimmt 
worden. Läßt der urſprüngliche Proponent ſeinen Antrag vor der Abſtim⸗ 
mung fallen, und wird derſelbe von einem Anderen aufgenommen, ſo kommt 
er nichtsdeſtoweniger in der urſprünglichen Reihefolge zur Abſtimmung. Er⸗ 
giebt ſich im Laufe der Debatte, daß die Anwendung dieſer Vorſchrift in ei⸗ 
nem einzelnen Falle Schwierigkeiten oder Zweifeln unterliegen dürfte, ſo hat 
der Marſchall, wenn er bei deren Löſung der Uebereinſtimmung der Verſamm⸗ 
lung nicht gewiß iſt, die Entſcheidung des einzelnen Falles von dem Aus⸗ 
ſpruche der Majorität abhängig zu machen. Die Abtheilung findet ſich nickt 
veranlaßt, dieſen Antrag wiederholt bei der hohen Verſammlung zu befür⸗ 
worten, da ſelbige die vom Marſchall in der Sitzung am 7. Mai d. J. nach 
gründlicher Diskuſſion geſtellte Frage: „ob überhaupt eine Aenderung des 
S. 16. des Reglements erbeten werden ſolle?“ mit großer Majorität verneint hat. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob die hohe Verſammlung den Antrag 
der Herren-Kurie annehmen will? Diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Wird einſtimmig abgelehnt.) 

Referent v. Katte (lieſt vor): 7) Dem Petitions⸗Antrage Nr. 14. ad 
F. 26a. „Allergnädigſt es der Verſammlung zu überlaſſen, auch nach Ablauf 
der Präkluſiv⸗Friſt ausnahmsweiſe Petitionen anzunehmen“, tritt die Herren⸗ 
Kurie mit der Modifikation bei, daß, um den ausnahmsweiſen Charaker der 
erbetenen Beſtimmung noch entſchiedener hervortreten zu laſſen, die Bitte da⸗ 
hin gerichtet werde, Allergnädigſt es der Verſammlung zu überlaſſen, auch 
nach Ablauf der Präkluſty⸗Friſt in beſonders wichtigen oder durch den Au⸗ 
genblick gebotenen Fällen ausnahmsweiſe Petitionen anzunehmen. Die Ab⸗ 
theilung glaubt, daß dieſer Faſſung, als dem Sinne des Beſchluſſes der Ku⸗ 
rie der drei Stände entſprechend, beizutreten ſein möchte. 

Marſchall: Iſt gegen die Annahme dieſes Vorſchlages etwas einzu⸗ 
wenden? (Mehrere Stimmen: Nein!) Dies geſchieht nicht, der Vor⸗ 
ſchlag iſt alſo angenommen. N 

Referent v. Katte (lieſt vor): 8) Um das Eigenthumsrecht der ein⸗ 
zelnen Mitglieder an den von ihnen verfaßten Petitionen zu ſichern und die 
Modalitäten für das Verfahren bei dem Zurückziehen von Petitionen näher 
zu beſtimmen, erſcheint der Herren-Kurie ad F. 26a. eine reglementariſche 
Feſtſetzung nothwendig, und beantragt ſelbige, daher die Bitte bei Sr. Maj. 
dem Könige zu ſtellen: Allergnädigſt eine Veſtimmung dahin zu erlaffen, dem⸗ 
jenigen, der eine Petition eingebracht hat, ſteht in jedem Stadium der Ver⸗ 
handlung die Befugniß zu, den Antrag zurückzunehmen. Jede Petition wird 
aber auch, ſobald ſie eingebracht iſt, dergeſtalt Eigenthum der Verſammlung, 
daß dieſer das Recht, die in Anregung gebrachte Sache zu debattiren, durch 
das Zurückziehen von Seiten des Antragſtellers nicht genommen werden kann. 
Wenn daher der Autragſteller eine Petition zurücknimmt, fo kommt es dar⸗ 
auf an, ob der Antrag demnächſt die erforderliche Unterſtützung durch 6 oder 
24 Mitgliedern findet, Iſt dies der Fall, fo erfolgt die Fortſetzung der De⸗ 
batte und am Schluſſe die Abſtimmung der Verſammlung. Wird dem An⸗ 
trage die Unterſtützung nicht zu Theil, ſo findet eine weitere Diskuſſton und 
Abſtimmung darüber nicht ſtatt. Da ein dem entſprechender Gebrauch in der 
Verſammlung ſich bereits gebildet hat, fo findet die Abtheilung ſich veran⸗ 
laßt, den Beitritt zu oberwähnten Antrag zu befürworten. 

Marſchall: Tritt die hohe Verſammlung bei? — Da das Gegentheil 
nicht erſichtlich iſt, fo nehme ich an, daß der Vorſchlag angenommen worden iſt. 

Referent v. Katte (lieſt vor): 9) Dem sub Nr. 17 von der Stände⸗ 
Kurie zu F§. 26 e. des Reglements geſtellten Antrage, eine Beſtimmung zu 
erlaſſen, nach welcher, wenn ſich eine weſentliche Meinungs⸗Verſchiedenheit 
herausgeſtellt hat und beide Kurien es wünſchen, die betreffenden Abtheilungen 
zur Vorbereitung einer Einigung beider Kurien zuſammentreten dürfen, i 
die Herren-Kurie mit einer wörtlich alſo lautenden Erklärung reſp. Inter⸗ 
pretation beigetreten: Nach den Worten dieſes Antrages könnte es zwar 
ſcheinen, als ſolle ein ſolcher Verſtändigungs⸗Verſuch auch in dem Falle ein⸗ 
treten, wenn eine Kurie ihren Beitritt zu einer von der anderen beſchloſſenen 
Petition ganz verſagt. Die Herren⸗Kurie hat ſich jedoch überzeugt, daß eine 
ſolche Ausdehnung, welche die zu wahrende Selbständigkeit jeder einzelnen 
Kurie beeinträchtigen würde, nicht in der Abſicht der Kurie der drei Stände 
liegt, da der Antrag ausdrücklich nur bezüglich auf §. 26 €. gemacht iſt. Die 
Tendenz des Antrages wird daher von der Herren Kurie dahin aufgefaßt, 
daß — damit uicht ein an ſich guter und im Weſentlichen von beiden Kurien 
gebilligter Petitions⸗Antrag fallen müßte, weil eine oder die andere vielleicht 
nicht ſehr erhebliche Modification von der Kurit, die zuerſt den Antrag be⸗ 
ſchloſſen hat, nicht angenommen wäre, dann die betreffenden Abtheilungen 
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beider Kurien zuſammentreten und verſuchen follen, ob zunächſt ſte ſich ent- 
weder über die Annahme ohne Modification oder über die anzubringenden 
Modiſicationen einigen können. Werden die beiden Abtheilungen nicht einig, 
ſo iſt dann nichts weiter zu veranlaſſen, vielmehr die Petition als verworfen 
zu betrachten. Einigen ſich beide Abtheilungen, ſo wird die Sache nochmals, 
und zwar, je nachdem von beiden Seiten nachzugeben iſt, gleichzeitig an beide 
Kurien oder, wenn es nur auf ein Nachgeben von Seiten einer Kurie an⸗ 
kommt, nur an dieſe Kurie gebracht. Fällt dann der Beſchluß im Sinne 
der zwiſchen den beiden Abtheilungen zu Stande gekommenen Einigung aus, 
fo. wird der nunmehr übereinſtimmende Veſchluß, durch Vermittelung des 
Königl. Kommiſſars, Sr. Majeſtät überreicht. Fällt der Veſchluß einer oder 
beider Kurien nicht im Sinne der Einigung aus, ſo iſt die Petition als ver⸗ 
worfen zu betrachten. Die Abtheilung iſt der Meinung, daß dieſe Deutung 
vollkommen dem Sinne des Beſchluſſes der Kurie der drei Stände entspreche, 
und ſchlägt daher vor, ſich mit derſelben einverſtanden zu erklären. 

Marſchall: Wird dem hier entgegengetreten? Da kein Widerſpruch 
erfolgt, ſo iſt anzunehmen, daß es genehmigt iſt. 

Referent v. Katte (lieſt vor): 10) ad 5. 26 f. findet ſich die Herren⸗ 
Kurie zu dem Antrage veranlaßt: Se. Majeſtäf den König zu bitten, in der 
Regel die erſte Alternative des §. 26 ad Litt. f. des Reglements eintreten zu 
laſſen und in dieſem Falle das Gutachten der Kurie, welche die Allerhöchſte 
Propoſition zuerſt berathen hat, durch den Landtags-Kommiſſarius der an⸗ 
deren Kurie zur Benutzung mittheilen zu laſſen. Zur Unterſtützung dieſes 
Antrags, Königliche Propoſitionen in der Regel zum Theil zuerſt der einen, 
zum Theil zuerſt der anderen Kurie, nicht aber fie gleichzeitig beiden Kurien 
vorlegen zu laſſen, hebt die Herren-Kurie den Umſtand hervor, daß dies in 
vielen Fällen eine bedeutende Zeit und Arbeitserſparniß herbeiführe und es 
dann zweckmäßig ſein würde, das Gutachten derjenigen Kurie, welcher die 
Propoſition zuerſt vorgelegt iſt, der anderen zur Benutzung mitzutheilen und 
inſoweit eine Ausnahme von der Beſtimmung des F. 26 litt. f. eintreten zu 
laſſen. Da in der Sitzung der Kurie der drei Stände vom 8. Mai d. J. 
bereits der Vorſchlag, im erſten Satze des citirten §. 26 f. die Worte: „oder 
beiden Kurien gleichzeitig“ in Wegfall zu bringen, diskutirt, bei der Ab⸗ 
ſtimmung aber abgelehnt worden, ſo findet die Abtheilung ſich nicht veran⸗ 
laßt, die Zuſtimmung zu dem obgedachten Antrage der Herren-Kurie zu bes 
fürworten. ö 

Marſchall: Wenn Niemand das Wort verlangt, jo ſchließe ich die Der 
batte und ſtelle die Frage: Soll dem Antrage der Herren-Kurie, daß die Königl. 
Propoſitionen in der Regel nicht beiden Kurien gleichzeitig vorgelegt werden 
möchten, beigetreten werden? Diejenigen, welche den Antrag annehmen, bitte 
ich, aufzuſtehen. Es baben ſich mehr als zwei Drittel für den Antrag er⸗ 
hoben, er iſt alſo angenommen. 

Referent v. Katte (lieſt): 11) Den sub Nr. 18 ad F. 28 des Regle⸗ 
ments geſtellten Petitum endlich, zur Wahl der Kandidaten für die bei der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit für erforderlich erachten zu wollen, tritt die Herren-Kurie mit der 
Modification bei, daß, um die Zweifel zu beſeitigen, unter welcher Form ge⸗ 
wählt werden folle, und um die wünſchenswerth erſcheinende Beſtimmung 
aufzunehmen, daß die Stimmzettel unterſchrieben fein müſſen, Se. Majeſtät 
allerunterthänigſt gebeten werde, den §. 28 des Reglements dahin zu faſſen: 
Wenn bei der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden eine Stelle erledigt iſt, 
fo werden die Uns für dieſelbe von dem Vereinigten Landtage vorzuſchlagen⸗ 
den drei Kandidaten, auf die dieſerhalb von Uns ergangene Aufforderung, 
nach Vorſchrift des Reglements über das Verfahren bei ſtändiſchen Wahlen 
vom 22. Juni 1842 gewählt. Die mit den Namen der Stimmgeber unter⸗ 
ſchriebenen Stimmzettel find von den Ordnern ($. 5.) einzuſammeln und von 
den Marſchällen beider Kurien des Vereinigten Landtags, unter Zuziehung 
der Secretaire, zu eröffnen. Wenngleich die Abtheilung dieſe Modification 
nicht für angemeſſen hält, ſo glaubt ſie dennoch die Zuſtimmung zu derſelben 
aus dem Grunde befürworten zu müſſen, weil der Hauptantrag ihr zu wichtig 
erſcheint, um ihn einer nicht weſentlichen Abänderung wegen fallen zu laſſen. 

Marſchall: Wird das Wort verlangt? (Alles ſchweigt.) Ich 
frage alſo, ob die hohe Verſammlung der von der Herren⸗Kurie vorgeſchla⸗ 
genen Modification beitreten will? Wer beitreten will, beliebe ſich zu erheben. 
(Niemand erhebt ſich). Die hohe Verſammlung iſt alſo dieſen Modiſicationen 
nicht beitreten. Das Gutachten, betreffend die Bitte der drei Stände auf 
Abänderung mehrerer Beſtimmungen vom 3. Februar, iſt bereits gedruckt 
und wird innerhalb einer Viertelſtunde hier vertheilt werden. Ich habe be= 
reits ein Exemplar erhalten. Die übrigen werden nur noch geheftet. Wenn 
die Herren ſo lange hier verweilen wollen, ſo können ſie die Exemplare in 
Empfang nehmen. Ich bitte ganz ergebenſt, ſich morgen früh 10 Uhr hier 
wieder verſammeln zu wollen. Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung Nachmittags 3 Uhr 20 Minuten.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 22. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 10 Uhr unter dem Vorſitz des Marſchalls, 
5 zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. 

Marſchall: Wir kommen zur Verleſung des Gutachtens über die 
Königliche Propoſition, die Vollendung des Eiſenbahnnetzes in Preußen be⸗ 
treffend. Ich bitte den Referenten von Manteuffel, des Gutachten zu verleſen. 

Referent Freiherr v. Manteuffel II.: 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König, 
Allergnädigſter König und Herr! 

Ew. Königliche Majeftät haben in der Allerhöchſten Botihaft vom 28. 
März d. J. befohlen, daß Allerhöchſtdero zum Vereinigten Landtagen verſam⸗ 
melten getreuen Stände ſich über die nach §. 5 der Verordnung vom 3. 
Februar 1847 erforderliche Zuſtimmung zu einer Staatsanleihe erklären ſol⸗ 
len, welche behufs Herſtellung der großen preußiſchen Oſtbahn und der damit 
in Verbindung ſtehenden Brückenbauten und ſonſtigen Anlagen verwandt und 
die aus dem durch den Allerhöchſten Erlaß vom 22. November 1842 bis zum 
Betrage von jährlich 2 Millionen Thalern ausgefegten Eiſenbahn⸗Fonds ver⸗ 
zinſt und getilgt werden fol. Wir haben die hohe Wichtigkeit diefer Aller⸗ 
höchſten Vorlage vollkommen erkannt, und wir haben ganz beſonders dankbar 
und freudig die Weisheit Ew. Königlichen Majeftät verehrt, welche, die Bes 


dürfniſſe der einzelnen Landestheile würdigend, dieſen eine Abhülfe zu ge⸗ 
währen bereit iſt, aus welcher für das geſammte Vaterland die ſegensreichſten 
Folgen zu erwarten find. Dieſem erhabenen Beiſpiele folgend, haben wir 
einmüthig in dem Unternehmen, welches durch die Aufnahme der gedachten 
Anleihe beſonders beſchleunigt werden foll, eine einſeitige Angelegenheit der 
zunächſt betheiligten Provinzen nicht erblickt, wir haben vielmehr in der öſtli⸗ 
chen Eiſenbahn ein neues Bindungsmittel für das gemeinſchaftliche Vaterland 
erkannt. Es iſt uns zum Bewußtſein geworden, daß an eine nähere und 
geſicherte Verbindung der öſtlichen Provinzen die wichtigſten Momente ſich 
knüpfen für die äußere und innere politiſche Stellung, für das Gedeihen und 
die Wohlfahrt des geſammten Staates. Wenn wir aus dieſen allgemeinen 
Geſichtspunkte die hohe Wichtigkeit der öſtlichen Eiſenbahn und alle die 
Rückſichten auffaßten, welche für deren ſchleunige Herſtellung ſprechen, ſo 
mußten wir andererſeits auch dahin geführt werden, die Geſammtlage aller 
konkurrirenden Verhältniſſe zu berückſichtigen und zu prüfen, ob und inwie⸗ 
weit aus dieſen ſich Bedenken ergeben, gegen die Art, in welcher die beſchleu⸗ 
nigte Herſtellung erreicht werden ſoll. Wir halten es für unfere Pflicht, 
dieſe Bedenken Ew. Königl. Majeſtät mit der Offenheit auszuſprechen, welcht 
Allerhöchſtdieſelben von uns zu fordern berechtigt ſind. Die Beſchleunigung 
ſoll durch die Aufnahme einer Staatsanleihe bewirkt werden. Einem Theile 
der Verſammlung drängten ſich hierbei alle die Bedenken auf, welche derſelbe 
zur Zeit gegen die Bewilligung einer jeden Staatsanleihe hegen zu müſſen 
ſich für verpflichtet erachtet. Es wurde namentlich hervorgehoben, daß eine 
detaillirte Vorlage, mithin eine gründliche Kenntniß des geſammten Staats⸗ 
haushalts, dem Vereinigten Landtage noch fehle, eben ſo wie eine Kontrolle 
der geſammten Einnahmen und Ausgaben des Staats, es wurde um deshalb 
die Möglichkeit vermißt, ein Urtheil darüber zu gewinnen, ob die beabſichtigte 
Anleihe überhaupt erforderlich ſei, ſo wie nach der Gewißheit gefragt, ob dem 
Vereinigten Landtage eine Kontrolle über die Verwendung dieſer Anleihe nicht 
allein eingeräumt, ſondern durch eine periodiſche Wiederkehr auch werde 
ermöglicht werden. Eine fernere Anſicht Einzelner verwies darauf, daß aus 
der zur Berathung ſtehenden Vorlage Ew. Königl. Majeſtät der Bau der 
Ciſenbahn durch den Staat ſelbſt folge, und knüpfte hieran das Bedenken, 
daß hierdurch nicht allein von dem bisher beobachteten Verfahren bei Förde⸗ 
rung des Eiſenbahnweſens abgewichen, ſondern auch den induſtriellen Regungen 
und Unternehmungen der Privaten entgegengetreten werde, während es viel⸗ 
mehr in der Pflicht des Staates liege, dieſe anzuregen und zu fördern, ſich 
ſelbſt aber von ſolchen Vauausführungen um fo mehr fern zu halten, als 
dieſe in der Regel viel koſtſpieliger ſich geſtalteten, da es an einer Kontrolle 
aus Privatintereſſe fehle. Selbſt hiervon abgeſehen, ſprach ſich die Meinung 
aus, daß die Ausführung des Unternehmens, wenigſtens nach der uns gewor⸗ 
denen Vorlage, nicht für ſo fundamentirt zu erachten ſei, um die Verwendung 
einer höchſt bedeutenden Summe hiernach für gerechtfertigt halten zu können. 
Die Beſchaffung der Geldmittel beruht auf der Vorausſetzung, daß der in 
Ew. Königl. Majfeſtät Allergöchſtem Erlaſſe vom 22. November 1842 geſchaf⸗ 
ſene jährliche Eiſenbahnfonds die normalmäßige Höhe von 2 Millionen 
Thalern erreiche, was wenigſtens zur Zeit noch nicht eingetreten ſei. Es 
könne ſelbſt, wenn das Bedürfniß nur für die Strecke von Königsberg bis 
Drieſen ſolle beſchafft werden, dies nur dadurch erzielt werden, daß der ge⸗ 
ſammte Reſt der von dem jährlichen Eiſenbahn-Fonds noch zur Dispofition 
ſtehenden Mittel in Kapital umgefegt werde, fo daß auch nur die geringſte 
Ueberſchreitung der veranſchlagten Koſtenſumme oder eine jede Störung in 
den Vorausſetzungen, unter welcher die Kontrahirung der Anleihe berechnet 
ſei, ein Mißverhältniß zwiſchen den vorhandenen und den erforderlichen baa⸗ 
ren Mitteln herbeiführen müſſe. Dieſes Verhältniß ward von demjenigen 
Theile der Verſammlung um ſo ſchmerzhafter empfunden, welcher glaubte, 
daß die hohen Vortheile der öſtlichen Eiſenbahn nur dann vollſtändig erreicht 
werden würden, wenn dieſelbe ihrer vollen Länge nach von Berlin bis Kö⸗ 
nigsberg und in möglichſt gerader Richtung hergeſtellt werde, während von 
anderer Seite ſelbſt gegen die Zweckmäßigkeit der projektirten Linie Zweifel 
erhoben wurden. Endlich richteten ſich beſorgte Blicke ganz beſonders auf 
die zur Zeit beſtehende Lage des öffentlichen Geldmarktes. Es ward für jetzt 
die Aufnahme einer Anleihe, welche unter allen Umſtänden zwiſchen 20 und 
30 Millionen Thaler ſich bewegen müſſe, für höchſt bedenklich erachtet; es 
ward darauf hingewieſen, wie ſehr der Vegehr nach baarem Gelde hierdurch 
werde vermehrt werden, und welchem erheblichen Einfluffe felbft die ſchon 
vorhandenen Staats-Papiere durch die Kontrahtrung einer neuen Staats⸗ 
Anleihe ausgeſetzt würden. Ew. Königl. Majeſtät wollen aus dieſer frei⸗ 
müthigen Darlegung der vorſtehend angedeuteten Bedenken Allergnädigſt zu 
entnehmen geruhen, daß wir der befohlenen Verathung uns mit dem entſchie⸗ 
denen Willen zugewandt haben, ein Urtheil abzugeben, welches das Geſammt⸗ 
wohl des Vaterlandes im Auge behalte. Wir vermögen nicht anzugeben 

inwieweit bei den ſämmtlichen einzelnen Mitgliedern bald das eine, bald dag 
andere dieſer Bedenken vorherrſchend geweſen oder ſelbſt zur ausſchließlichen 
Geltung gekommen iſt wir halten ſogar für unſere Pflicht, anzuführen, daß 
hier in eine große Divergenz der Anſichten ſtattgefunden hat, wir bitten aber 

Ew. Königliche Majeſtät allerunterthänigſt versichern zu dürfen, daß alle 
Mitglieder in dem Einen Gedanken ſich zufammengefunden haben, wie die 
Pflicht gebiete, der gewonnenen Ueberzeugung, dieſelbe beruhe auf dem einen 
oder dem anderen dieſer Vedenken, allein und ſelbſt mit ſchmerzhaftem Ge⸗ 
fühle zu folgen und dieſe Bedenken Ew. Königl. Majeſtät eben fo ehrfurchts⸗ 
voll als offen darzulegen. Hiernach verfehlen wir nicht, Ew. gönigl. Maje⸗ 

ſtät allerunterthänigſt anzuzeigen: daß der Vereinigte Landtag es ſich verſagen 

zu müſſen geglaubt hat, die in der Allerhöchſten Botſchaft vom 28. Mär 

1847 erforderte ſtändiſche Zuſtimmung zu einer Staats⸗Anleihe zu ertheilen 

welche zum Behuſe der Herſtellung der großen preußiſchen Oſtbahn und der 

damit in Verbindung ſtehenden Brückenbauten nnd ſonſtigen Anlagen auf⸗ 

zunehmen und aus dem durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 22. No⸗ 

vember 1842. bis zum Betrage von jährlich zwei Millionen Rthlr. ausge⸗ 

festen Eiſenbahn⸗Fonds zu verzinſen und zu tilgen ſei. Wenn wir jedoch 

bei Faſſung die hohe Wichtigkeit der öſtlichen Eiſenbahn keinesweges verkannt 

haben, vielmehr die Mehrheit nur von denjenigen Bedenken hauptſächlich 

beſtimmt ward, welche dieſelbe aus den jesigen Verhältniſſen herleitet ſo 

wandte ſich der Blick vertraungsvoll der Zukunft zu, und es ward die Hoffnung 

Fortſetzung in der zweiten Beilage.) a 


0 


n 


(Fortſetzung 
ausgeſprochen, daß Ew Königl. Majeſtät die Mitwirkung Allerhöchſtdero 
getreuen Stände für dieſes große Unternehmen auch ferner zu erfordern ge⸗ 
ruhen wollen. In Folge eines desfallſigen Beſchluſſes tragen wir daher Ew. 
Königl. Majeſtät die allerunterthänigſte Bitte vor: Allerhöchſtdieſelben wollen 
geruhen, behufs der Ausführung der großen öſtlichen Eifenbahn nach Preußen 
dem nächſten Vereinigten Landtage eine Allerhöchſte Propoſttion vorlegen und 
bis 9 77 die an derſelben begonnenen Arbeiten in geeigneter Weiſe fortfegen 
zu laſſen. 

Abg. v. Auers wald: Darf ich eine kurze Bemerkung vom Platz ma⸗ 
chen? Es iſt bei dem zweiten Grunde, der für die Ablehnung angegeben iſt, 
daß nämlich von einem Theil der Verſammlung es für bedenklich gehalten 
wurde, den Bau für Rechnung des Staates zu führen, ſo dargeſtellt, als 
wäre dieſer Grund als ein allgemeiner von der Verſammlung aufgeſtellt. 
Es iſt nicht ausgedrückt, daß er nicht allgemein getheilt wurde; ich kann mich 
verhört haben, aber ich bin der Meinung, daß, wenn man den Bericht in 
ſeiner jetzigen Faſſung lieſt, es den Eindruck machen kann, als wäre die Ma— 
jorität bedenklich geweſen, den Bau dem Staate zu überlaſſen, während ich 
der Anſicht bin, daß es nicht die Majorität der Verſammlung war, die ſich 
dafür entſchieden hat. 

Referent v. Manteuffel II.: 
Theile der Verſammlung“. 
Anſicht Einzelner.“ 

Abg. Freiherr v. Vincke: Wenn ich recht verſtanden habe, ſo iſt bei 
der allgemeinen Erwähnung, daß der Landtag nicht die Zuſtimmung zur An- 
leihe habe ertheilen können, geſagt, „mit einer Stimmenmehrheit von mehr 
als zwei Drittel,“ und an einer anderen Stelle, wo es ſich um das Amen⸗ 
dement handelt, heißt es: „mit Stimmenmehrheit wurde der Beſchluß gefaßt.“ 
Ich glaube, das Letztere verſteht ſich von ſelbſt, denn wir können Sr. Ma⸗ 
jeſtät nichts Anderes vortragen, als was mit Stimmenmehrheit beſchloſſen 
worden iſt, und in Bezug auf das Erſtere ſcheint mir die Relation über die 
Stimmenzahl überflüffig, weil es bei der Ablehnung der Anleihe keiner Ma— 
jorität von zwei Drittel bedurft hat und alſo die Erwähnung der Stimmens 
zahl nicht dahin gehört. Ich wäre daher der Meinung, daß beide Punkte 
ganz geſtrichen werden, nämlich die Erwähnung der Stimmenmehrheit von 
zwei Dritteln und dann, daß überhaupt eine Suͤmmenmehrheit ſtattgefunden. 

‚Referent v. Manteuffel II.: Wenn wir eine Aufforderung von Sr. 
Majeſtät dem Könige erhalten, unfere Zuſtimmung zu einer Anleihe zu er— 
theilen, fo iſt dies eine Allerhöchſte Propoſition (Mehrere Stimmen: 
Nein, es iſt eine Botſchaft) und im Geſetze ſteht ausdrücklich, daß die Grunde 
der Minorität in dem bezeichneten Fall angegeben werden ſollen. Ich bemerke 
aber, daß ich an dem von mir gewählten Ausdrucke nicht hänge, ſondern 
blos durch meine Erwiederung dem mir untergelegten gänzlichen Irrthum 
entgegentreten wollte. 

Eine Stimme: Ich finde es ganz nothwendig und der Natur der 
Sache gemäß, daß die Stimmenmehrheit angeführt wird, im Gegenſatz zur 
Einhelligkeit des Beſchluſſes. 

Referent Frhr. v. Manteuffel II.: Früher hatte ich gehofft, den Red— 


Der Satz fängt ſo an: „daß einem 
Ich werde hier hinſchreiben: „eine fernere 


ner dadurch zufriedenzuſtellen, wenn ich den Paſſus fo gefaßt hätte: (Verlieſt 


den betreffenden Paſſus.) und ich ſtelle es der Verſammlung anheim, ob ſie 
damit einverſtanden iſt. (Ja! Ja! 

Abg. Naumann (vom Platz): Ich fliege mich dem Antrage an, daß 
von einer Maforität oder Minorität der Verſammlung nicht die Rede fein 
darf. Was die Majorität beſchloſſen hat, iſt der Beſchluß der Verſammlung, 
und nur von dieſem kann die Rede ſein. Es kann nicht darauf ankommen, 
ob zwei Drittel oder einfache Majorität vorhanden ſei, denn es liegt hier 
nicht der Fall vor, wo, wenn nicht zwei Drittel der Stimmen für den Be 
ſchluß da geweſen find, auch die Anficht der Minorität geltend gemacht wers 
den müßte. Dies Erforderniß tritt nur bei der Berathung von Gefeg-Ent- 
würfen vor, nicht aber bei einer Allerhöchſten Botſchaft, die vor den Verei— 
nigten Landtag gehört, nämlich wenn es ſich um die Bewilligung von Steuern 
und Anleihen handelt. 

Marſchall: Ich möchte, che wir zur Abſtimmung kommen, eine Faſ⸗ 
fung feſtgeſtellt ſchen, von welcher wahrſcheinlich iſt, daß fie die Zuſtimmung 
der Verſammlung finden wird, damit wir keine zweifelhafte Abſtimmung er⸗ 
halten, während doch ein großer Theil von dem, was erinnert worden iſt, 
dos Sache der Relaction iſt. 1 mn 
Fürſt v. Lichnowsky: Man könnte ſagen, der Vereinigte Landtag. 
Referent Frhr. v. Manteuffel II.: Ich entſpreche dem Wunſche gern, 
ich habe nur eine kleine Andeutung im Intereſſe der Minorität gemacht. r 
Marſchall: In den Worten: „die Verſammlung“ oder „der Verei⸗ 
nigte Landtag“ liegt durchaus nicht, daß eine Einſtimmigkeit ſtattgefunden 
bat, ſondern es iſt vollſtändig die Unterſtellung begründet, daß eine Einſtim⸗ 
migkeit nicht ftattgefunden habe. Wir können alſo dieſen Ausdruck mit in 
die Faſſung einführen. 
eferent Frhr. v. Manteuffel II.: Ich würde die Faſſung dahin 
machen: (lieſt) Run würde das zweite Monitum des Mitgliedes aus der 
Gralſchaft Mark kommen. Ich glaube, es wird genügen, wenn die beiden 


Worte wegfallen. 
Abg. v. Vincke: Daß ein Beſchluß gefaßt wurde, verficht ſich von ſelbſt. 
Marſchall: Es muß aber ausgedrückt ſein. Wenn keine weitere 
Bemerkung erfolgt, wird in dieſer Faſſung das Gutachten zur Genehmigung 
geſtellt werden. Diejenigen Mitglieder, welche dieſer Faſſung beitreten und 
as verleſene Gutachten annehmen, würden das durch Auffichen zu erkennen 
geben. (Eine große Maforität erhebt ſich.) Das Gutachten iſt angenommen. 
ir kommen nun zur Verleſung des Gutachtens über die Allerhöchſte Pro⸗ 
doſition, die Aufhebung der Mahl- und Schlacht- Steuer betreffend. Ich 
rſuche den Abgeordnelen von der Marwitz das Gutachten zu verleſen. 
Referent von der Marwitz (verlieſt diefen Entwurf). 
Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
32 Allergnädigſter König und Herr! . 
Mahle. Königl. Majeſtät Allerhöchſte Proposition wegen Aufhebung der 
einer a Schlachtſteuer, Beſchränkung der Klaſſenſteuer und Erhebung 
Mommenfteuer, deren Vorlage in der huldreichen Abſicht erfolgt ift, 


den 2. Juli 1847. 


eine gleichmäßigere Beſteuerung eintreten zu laſſen und den ärmeren Volks⸗ 
klaſſen eine Erleichterung zu gewähren, erkennt der Landtag mit dem auf⸗ 
richtigſten und allerunterthänigſten Danke, den derſelbe einſtimmig auszu⸗ 
ſprechen für feine erſte Pflicht hält. So vollſtändig der Landtag nun auch 
dem Prinzipe des Geſetzes huldigt, fo weit es das Maß der Beſteucrung 
möglichſt nach der Steuerfähigkeit regeln will, ſo hat die überwiegende Ma⸗ 
jocuät dagegen, bei vollſtändiger Erwägung aller in der Denkſchrift Ew. 
Königliche Mafeſtät Finanz-⸗Miniſters entwickelten, jedoch auch von manchen 
Seiten noch bezweifelten Vortheite, welche die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer mit ſich führen möchte, ſehr erhebliche, in der gedachten Denk⸗ 
ſchrift ebenfalls ſchon angeregte Bedenken gegen die Einführung der propo⸗ 
nirten Einkommenſteuer hegen zu müſſen geglaubt, welche vorzugsweiſe in 
dem von einer ſolchen Steuer unzertrennlichen, ſicherlich große Unzufriedenheit 
erregenden und inquiſitoriſchen Verfahren zur Ermittelung des Einkommens 
beſtehen, indem dadurch — neben der nicht in allen Fällen genügenden Bes 
rückſichtigung der Steuerfähigkeit — die innerſten und weſentlichſten Ver⸗ 
hältniſſe manches Hausſtandes ſtörend berührt werden, während die gefahr⸗ 
volle Verleitung zu unrichtigen Faſſtonen und die beſorgliche Untergrabung 
des als ein weſentliches Betriebsmittel zu erachtenden Kredits nahe liegt, 
ſo daß der von der geſetzlichen und allgemeinen Abſchaffung der einmal be⸗ 
ſtehenden Mahl- und Schlachtſteuer zu erwartende Vortheil, für das 
Ganze in keiner Weiſe im Verhältniſſe ſteht zu den von einer über das 
ganze Land neu einzuführenden Einkommenſteuer mit Sicherheit vorherzuſe⸗ 
henden Nachtheilen. Unter dieſen Umſtänden und in Berückſichtigung, daß 
auch von den meiſten Vertretern der größeren und von vielen der mittleren 
Städte die Abſchaffung der gewiſſermaßen eingebürgerten Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer nicht einmal gewünſcht dieſe Steuer theilweiſe vielmehr als höchſt zweck⸗ 
mäßig bezeichnet wird, trägt der Landtag Vedenken, ſchon jetzt feine Znſtim⸗ 
mung zu einem Geſetze zu ertheilen, welches durch die Einführung einer 
Einkommenſteuer nur die Abſchaffung der Mahl- und Schlachtſteuer erreichen 
würde. Derſelbe erkennt indeß an, daß im Wege der Geſetzgebung — zur 
Verwirklichung des Grundſatzes einer der Steuerfähigkeit verhältnißmäßig 
entſprechenden Beſteuerung der verſchiedenen Klaſſen der Einwohner — auf 
eine Erleichterung der Abgaben der ärmſten Klaſſe nicht allein in den mahl⸗ 
und ſchlachtſteuer-, ſondern in gleicher Weiſe in den klaſſenſteuerpflichtigen 
Orten hinzuwirken ſein wird, und daß die wohlhabenden Klaſſen den hier⸗ 
durch entſtehenden Ausfall, ſo weit es nöthig, zu decken im Stande ‚fein 
dürften. Ew Königliche Majeſtät bittet derfelbe daher allerunterthänigſt: die 
Erreichung dieſes Zweckes huldreichſt in anderweitige Erwägung nehmen und 
dem nächſten Vereinigten Landtage deren Ergebniſſe Allergnädigſt vorlegen 
laffen zu wollen. Ehrfurchtsvoll erſterben wir als 
Ew. Königlichen Majeſtät 
allerunterthänigſt treu gehorſamſte 
. zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 

Marſchall: Es iſt die Frage zu ſtellen, ob die Verſammlung das 
verleſene Gutachten in ſeiner jetzigen Faſſung annimmt, und diejenigen, welche 
dies thun, würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Es iſt ange⸗ 
nommen.) Die Gegenſtände unſerer heutigen Berathung find erſchöpft, und 
es bleibt nur noch übrig, die Sitzung zu ſchließen. g 

. (Schluß der Sitzung 20 Minuten nach 11 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 22. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 113 Uhr unter Vorfig des Marſchalls Fürſten 
zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 
Marſchall: Wir kommen zuerſt zur Verleſung mehrerer Mittheilun⸗ 
gen an die andere Kurie. Zuerſt über den Antrag auf Oeffentlichkeit der 
Stadtverordneten-Verſammlüngen. Ich bitte den Herrn v. Rabenau, die 
Mittheilung zu verleſen.“ 
v. Rabenau (verlieft dieſe Mittheilung.) 
Marſchall: Eine weitere Mittheilung betrifft den Antrag auf Auf⸗ 
hebung der Gebühren für Aufenthaltskarten. 
v. Rabenau (overlieſt dieſe Mittheilung). 7 
Marſchall: Beide Schreiben find genehmigt. Wir kommen zur Weis 
teren Verleſung einer Mittheilung an die andere Kurie, in Bezug auf die 
Verweiſung der Ueberſicht des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Finanz-Verwal⸗ 
tung an eine Abtheilung. Ich bitte den Grafen Eberhard zu Stolberg, die 


Weittheilung zu verleſen. 
Graf Eberhard zu Stolberg (verlieh die Mittheilung). 
Marſchall: Die Mittheilung iſt genehmigt. Eine weitere Mitthei⸗ 
lung betrifft den Antrag wegen Vertagung des Vereinigten Landtags. 
Gref Eberhard zu Stolberg: Es iſt ein Schreiben an den Mar⸗ 
des Vereinigten Landtags, Herrn v. Rochow. 


ſchall der Kurie der drei Stände 
(Verlieſt dies Schreiben.) 

Marſchall: Auch dieſe Mittheilung iſt genehmigt. Wir kommen nun 
zur Berichterſtattung über den Antrag auf Ertheilung der ſtändiſchen Rechte, 
an Alle, die ſich zur chriſtlichen Religion bekennen. Ich bitte den Grafen 
von Jgenplig, den Bericht zu erſtatten. 
% Referent Graf von Itzenplitz: Der Gegenſtand welcher hier vorliegt, 
iſt an Umfang nicht ſehr umfaſſend, nichtsdeſtoweniger aber von nicht ge⸗ 
ringer Wichtigkeit. — Die Abtheilung iſt der Anſicht geweſen, daß das Pro⸗ 
tokoll der Abthetlungs⸗Sitzung als Gutachten gedruckt werden könne. Dies 
il geſchehen, und ich werde mich beehren, es vorzutragen. Ich glaube, daß 
der Inhalt genügen dürfte, um die Verſammlung über den Gegenfland, 
welcher vorliegt, zu informiren. „Der dritten Abtheilung der Herren-Kurie 
des Vereinigten Landtags iſt ein Petitions-Antrag der Kurie der drei Stände 
zur Vorberathung überwieſen worden, welcher dahin gerichtet it: Sr. Ma⸗ 
leſtät dem Könige die allerunterthänigſte Bitte vorzutragen, Allergnädigſt 
befehlen zu wollen, daß allen denen, welche ſich zur chriſtlichen 
Religion bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zugeſichert und 
eine auf dieſen Zweck gerichtete Propoſition zur Abänderung des §. 5 sub 

der Geſetze über die Anordnung der Provinzialfiände vom 1. Juli 1823 

er ai März 1824 den Provinzial⸗Landtagen zur Begutachtung vorgelegt 
werde. . 

Graf von Izenplitz, als Referent, beleuchtete den Standpunkt der ges 
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genwärtigen Geſetzgebung über den angeregten Gegenſtand und entwickelte die 
für den Beſchluß der Kurie der drei Stände ſprechenden Gründe. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf: daß die Wahlfähigkeit und die Wählbarkeit zu ſtändiſchen Ver⸗ 


Sammlungen jeder Art im Preußiſchen Staate geſetzlich durch die Gemeinſchaft 


mit einer der chriſtlichen Kirchen bedingt iſt, dieſe Bedingung auch auf den 
Vereinigten Landtag, welcher durch ſämmtliche Provinzial-Landtage gebildet 
wird, Anwendung finden muß, dieſer daher auch den angeregten Gegenſtand 
in Berathung zu ziehen kompetent iſt; und in Erwägung, daß in dem Allg. 
Preuß. Landrecht eine Aufzählung der anerkannten chriſtlichen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften nicht gegeben iſt, nach der bisherigen Praxis aber mit Verufung auf 
die Reftimmungen des Weſtphäliſchen Friedens angenommen worden iſt, daß 
zu ſolchen nur die Bekenner des katholiſchen und evangeliſchen Glaubens zu 
rechnen ſeien; dieſe Annahme jedoch mit dem in der Preußiſchen Geſetzgebung 
anerkannten Grundſatze der größtmöglichſten Wahrung der Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit, insbeſondere aber mit der in dem Patente, betreffend die 
Bildung neuer Religions⸗Geſellſchaften, vom 30. März d. J. und der unter 
demſelben Tage an das Staats-Miniſterium erlaſſenen und in der Allgemei⸗ 
nen Preußiſchen Zeitung Nr. 98. veröffentlichten Allerhöchten KabinetssDrdre 


von des Königs Majeſtät ausgeſprochenen Willensmeinung, wonach den 


Unterthanen die im Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene Glaubens- und Ge⸗ 


wiſſensfreiheit unverkümmert aufrecht erhalten werden ſoll, und wonach die⸗ 


jenigen, welche in ihrem Gewiſſen mit dem Glauben und Bekenntniß ihrer 


Kirche nicht in Uebereinſtimmung zu bleiben vermögen und ſich demzufolge zu 


einer beſonderen Religions-Geſellſchaft vereinigen oder einer ſolchen anſchlie⸗ 
fen, nicht nur volle Freiheit des Antritts genießen, ſondern auch im Ges 
nuſſe ihrer bürgerlichen Rechte und Ehre — jedoch unter Berück⸗ 
ſichtigung der 88. 5., 6, 27.—31., 112. des Allg. Landr. Theil II. Tit. 11. 
— verbleiben ſollen und dieſe Allerhöchſte Willensmeinung nicht blos auf die 
vom Staate genehmigten derartigen Religionsgeſellſchaften, ſondern auch auf 
die noch nicht genehmigten bezogen werden ſoll; auch kein Militair- oder Ci⸗ 
vilbeamter blos deshalb, weil er ſich von ſeiner Kirche getrennt und einer 
bisher noch nicht genehmigten Religionsgeſellſchaft angeſchloſſen hat, in den 
mit ſeinem Amte verbundenen Rechten, ſofern nicht das Amt ſelbſt durch eine 
beſtimmte Konfeffion, z. V. bei Schullehrern ꝛc. bedingt iſt, eine Schmäle⸗ 
rung erleiden ſoll, nicht im Einklange ſteht, indem hiernach ein Diſſident zu 
den höchſten Staatsämtern würde gelangen können, aber von der Theilnahme 
an ſtändiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſen werden müßte, beſchließt die 
Abtheilung mit einer Majorität von 5 gegen 2 Stimmen, daß dem Petitions⸗ 
Antrage der Kurie der drei Stände einfach beizutreten, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß durch dieſen Beſchluß die Berathung des von der Regierung vor⸗ 
gelegten Entwurfs, betreffend die Verhältniſſe der Juden in Rückſicht der Be⸗ 
fugniß derſelben zur Theilnahme an ſtändiſchen Rechten, nicht präkludirt 
werde. Die Minorität von 2 Stimmen, welche die Gründe der Majorität 
im Allgemeinen zwar anerkennt, erachtet es jedoch im Intereſſe des Staats 
für nothwendig, daß zur Beurtheilung, ob Jemand ſich zur chriſtlichen Reli⸗ 
gion bekenne, nicht die bloße Verſicherung ausreichen dürfe, ſondern ein be⸗ 
ſtimmterer Beweis erfordert werden müſſe, weshalb nur die Mitglieder ſol⸗ 
cher chriſtlichen Religionsgeſellſchaften zur Ausübung ſtändiſcher Rechte für be⸗ 
fähigt zu erachten, welche ein beſtimmtes, öffentlich dokumentirtes Glaubens» 
Bekenntniß angenommen haben und vom Staate genehmigt worden ſind. 
Deshalb glaubt dieſe Minorität dem Antrage der Kurie der drei Stände nicht 
unbedingt, ſondern nur inſoweit beitreten zu können, als fie nur den Mitglie⸗ 
dern der im Staate als geduldeter anerkannten chriſtlichen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften das Recht der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlungen zugeſichert und eine dem entſprechende Bitte an des Königs 
Majeſtät gerichtet wiſſen will. Die Majorität iſt dagegen der Meinung, daß 
es für die Beurtheilung der inneren religtöſen Ueberzeugung eines Indivi⸗ 
duums keinen Maßſtab giebt und deshalb Jeder, der ſich für einen Bekenner 
der chriſtlichen Religion ausgiebt, ſo lange dafür angenommen werden muß, 
als feine Handlungen nicht in augenſcheinlichen Widerſpruch mit den Grund 
ſätzen des Chriſtenthums treten; auch nicht früher dem Staate eine Beſugniß 
zuſtehe, Jemanden wegen feiner Religionsmeinungen zur Rechenſchaft zu zie⸗ 
hen, und das Geſetz ſelbſt eine bloße Angabe der Religionspartei für genü⸗ 
gend erachte, wenn die Kraft und Gültigkeit gewiſſer bürgerlicher Handlun⸗ 
gen davon abhängt. (&. 5. Th II. Tit. 11. des Allg. Landrechts.) Die 
Majorität empfiehlt daher der hohen Vereinigten Herren-Kurie die Annahme 
des Antrages der Kurie der drei Stände mit der von ihr ausgeſprochenen 
Maßgabe. Dieſer Maßgabe ſchließt ſich auch eine Stimme der Minorität 
an, wogegen die Beifügung derſelben von einer Stimme für überflüſſig er⸗ 
achtet wird, weil es ſich von ſelpſt verfiche, daß durch die Berathung über 
den vorliegenden Gegenſtand die Berathung eines ganz anderen zu einer be⸗ 
ſonderen Berathung verwieſenen Gegenſtandes nicht präkludirt werden könne. 
Bevor ich weiter fortfahre, erlaube ich mir, einzuſchalten, daß beide Geſetzes⸗ 
Data, welche allegirt find, ſich darauf beziehen, daß die provinzialſtändiſchen 
Geſetze, welche an zwei verſchiedenen Tagen erſchicnen (im Jahre 1823 und 
1824), alle über dieſen Punkt ganz gleichlautend ſind, und §. 5 ad 2 ſagt, 
daß zu den Erforderniſſen, um Landtags-Deputirter zu werden: „Die Ge— 
meinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen gehöre.“ Der Tenor der Petition 
der drei Stände⸗Kurie lautet dahin: „Sr. Majeſtät dem Könige die alleruns 
terthänigſte Bitte vorzutragen, Allergnädigſt befehlen zu wollen, daß allen 
denen, welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, die Ausübung der ſtändi⸗ 
ſchen Rechte zugeſichert und eine auf dieſen Zweck gerichtete Propofition zur 
Abänderung des §. 5 sub 2 der Geſetze über die Anordnung der Provinzial⸗ 
Stände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 den Provinzial-Landtagen 
zur Begutachtung vorgelegt werde.“ Sollte vielleicht gewünſcht werden, daß 
ich die citirten Paragraphen des Allgemeinen Landrechts ebenfalls vorleſe, fo 
bin ich dazu bereit. (Mehrere Mitglieder bitten darum.) 

Referent Graf v. Itzenplitz: Die zuerſt allegirten Paragraphen find 
88. 5, 6, 27 bis 31 und 112; fir lauten alfo: Um im Zuſammenhange zu 
bleiben, werde ich lieber mit dem §. 1 anfangen. (Lieſt vor.) §. 1. Die 
Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, der 
Glaube und der innere Gottesdienſt können kein Gegenſtand von Zwangsge⸗ 
fegen fein. §. 2. Jedem Einwohner im Staat muß eine vollkommene Glau⸗ 
bens⸗ und Gewiſſensfreiheit geſtattet werden. §. 3. Niemand iſt ſchuldig, 
über feine Privatmeinungen in Religionsſachen Vorſchriften vom Staate 


anzunehmen. F, 4. Niemand ſoll wegen feiner Religionsmeinungen beun⸗ 
ruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, verſpottet oder gar verfolgt werden. $. 5. 
Auch der Staat kann von einem einzelnen Unterthan die Angabe: zu 
welcher Religionspartei ſich derſelbe bekenne, nur alsdann ſordern, wenn die 
Kraft und Gültigkeit gewiſſer bürgerlicher Handlungen davon abhängt. F. 6. 
Aber ſelbſt in dieſem Falle können mit dem Geſtändniſſe abweichender Mei⸗ 
nungen nur diejenigen nachtheiligen Folgen für den Geſtehenden verbunden 
werden, welche aus ſeiner dadurch, vermöge der Geſetze, begründeten Unfähig⸗ 
keit zu gewiſſen bürgerlichen Handlungen oder Rechten von ſelbſt fließen. 
F. 27. Sowohl öffentlich aufgenommene, als blos geduldete Religions- und 
Kirchen-Geſellſchaften müſſen ſich in allen Angelegenheiten, die fie mit anderen 
bürgerlichen Geſellſchaften gemein haben, nach den Geſetzen des Staates richten. 
§ 28. Dieſen Geſetzen find auch die Oberen und die einzelnen Mitglieder in allen 
Vorfällen des bürgerlichen Lebens unterworfen. F. 29. Soll denſelben wegen 
ihrer Religtionsmeinungen eine Ausnahme von gewiſſen Geſetzen zu ſtatten 
kommen, ſo muß dergleichen Ausnahme vom Staate ausdrücklich zugelaſſen 
fein. F. 30. Iſt dieſes ncht geſchehen, ſo kann zwar der Anhänger einer 
ſolchen Religionsmeinung etwas gegen feine A;berzeugung zu thun nicht ges 
zwungen werden. §. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die 
Gelege mit ihrer unterlaſſenen Beobachtung verbinden, ſich ‚gefallen laſſen. 
$ 112. Auch iſt der Staat berechtigt, jeden Einwohner zur Bcobachtung 
ſolcher äußeren Kirchengebräuche und Einrichtungen derjenigen Religions⸗ 
partei, zu der er ſich bekennt, inſoweit anzuhalten, als davon, vermöge der 
Geſetze, die Veſtimmung oder Gewißheit bürgerlicher Rechte abhängt. 

Graf Dohna-Lauck: Der vorliegenden, von der Drei-Stände-Kurie 
herübergekommenen Petition ſchließe ich mich inſofern an, daß ich die Er⸗ 
bittung einer Allerhöchſten Propoſition oder Geſetz-Vorlage dahin modiſizire, 
daß dieſe nicht von dem Provinzial-Landtage, ſondern von dem Vereinigten 
Landtage berathen werde. 

v. Maſſenbach: Ich muß mich für die Anſicht der Minorität erklä⸗ 
ren, nämlich, daß wir es im Interreſſe des Staates nothwendig erkennen, 
daß zur Beurtheilung, ob Jemand ſich zur chriſtlichen Religion bekenne, 
nicht blos die Verſicherung deſſelben ausreiche, ſondern daß er auch einen 
beſtimmten Ausweis darüber vorlege, fo daß nur diejenigen für befähigt zu 
erachten ſind, welche öffentlich ein Glaubensbekenntniß angenommen haben, 
das vom Staate genehmigt iſt. 

Graf Zieten: Ich war das eine der beiden Mitglieder, welche ſich in 
der Abtheilung in der Minorität befunden haben. Ich war der Anſicht, daß 
nur Solchen die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zugeſichert werden ſoll, 
die nicht nur behaupten, daß ſie drm Chriſtenthume angehören, fondern 
die auch in der That Chriſten ſind, alſo einer Religions⸗Partei angehören, 
deren Duldung vom Staate ausgeſprochen. 

Graf Dyhrn: Meinem Freunde zur Rechten erlaube ich mir zu er⸗ 
wiedern, daß die Mitglieder geduldeter Religions-Parteien dieſe Rechte bes 
kommen ſollen, die ſie bis jetzt noch nicht haben. Das verehrte Mitglied 
hat vorausgeſetzt, fie hätten fie bereits.“ ö 

Staats⸗Miniſter von Thile: Es iſt vom Herrn Referenten geäußert 
worden, daß es neben den geſetzlich geduldeten Religions-Geſellſchaften auch 
faktiſch geduldete gebe, und ich nehme in dieſem Augenblick nur das Wort, 
um einen darin liegenden Irrthum zu berichtigen. Das Geſetz kennt keine 
anderen als geſetzlich geduldete Religions-Geſellſchaſten, faktiſch geduldete 
kennt es daneben nicht. Es exiſtiren aber allerdings Vereine, die, che fie 
geſetzliche Duldung erlangen können, faktiſch ignorirt werden; darin liegt 
ein ſehr weſentlicher Unterſchied. Es haben ſich in der neueſten Zeit ſehr viele 
Diſſidenten-Geſellſchaften von ihren reſpektiven Kirchen geſondert, und dieſe 
find bis jetzt noch nicht geduldet, ſondern fie werden faktiſch ignorirt, bis der 
Moment eingetreten iſt, wo über ihre Duldung oder über ihre Nichtduldung 
erkannt werden kann, nachdem ſie ihr Glaubens⸗Vekenntniß vorgelegt haben 
werden, nachdem dieſes geprüft und danach die Entſcheidung erfolgt ſein wird. 
Nur das habe ich für den Augenblick berichtigen wollen. d 

Graf Sierſtorpff: Ich verſtehe vollkommen den Vortheil einer domi⸗ 
nirenden Staats-Religion; alsdann weile man die Diſſidenten überhaupt zus 
rück, aber ſie zu dulden und ihnen ſtändiſche Rechte zu verweigern, heißt, 
ihnen gleichſam eine Art Veſcholtenheit vorwerfen. Ich erkenne einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Konfeſſions-Freiheit und Glaubens-Freiheit. Der Staat hat 
uns die letztere zugeſichert, und ich mache ſchließlich darauf auſmerkſam, daß, 
weil ſie einmal geduldet ſind, eine Intoleranz ſeitens der Regierung eine 
größere Intoleranz ſeitens der Staatsbürger unter einander hervorrufen würde. 

Fürſt Lichnowsky: Ich werde den ehrenwerthen Redner nur mit einem 
Worte berichtigen. Dieſe Gattungen von Glaubens-Vereinen oder konfeſſio⸗ 
nellen Geſellſchaften find nach dem Ausdruck, den wir vorhin von der Minis 
ſterbank gehört haben, nicht anerkannt, ſondern ſie werden ignorirt. 

Graf Dyhrn: Ich glaube, daß immer verwechſelt worden iſt zwiſchen 
geduldet und anerkannt. Anerkannt find jetzt in Preußen blos zwei Kiachen, 
alle 9170.5 Religions-Parteien find nur geduldet, und von denen iſt hier 

te ede. 

Fürſt W. Radziwill: Was ich als Mitvertreter der Minorität der 
Abth. anzuführen habe, will ich gerade an den Theil des Referats anknüpfen, 
der die Anſicht der Majorität vertritt. Es iſt nämlich geſagt worden, daß 
zur Beurtheilung der inneren religiöſen Ueberzeugung eines Individuums kein 
Maßſtab vorhanden ſei. Nach meiner Ueberzeugung liegt aber ein folder 
Maßſtab ganz natürlich in der Anerkennung und Duldung einer Religions- 
Geſellſchaft, welcher die Einreichung eines beſtimmt formulirten Glaubens⸗Ve⸗ 
kenntniſſes vorangehen muß, aus welchem erſt die Regierung ſich überzeugen 
kann, ob dieſe Religions-Geſellſchaft eine ſolche Richtung und ſolche Grund⸗ 
ſätze angenommen hat, daß ihrer Duldung und Anerkennung nichts entgegen⸗ 
ſteht. Ich glaube alſo, daß in der ausgeſprochenen Duldung der Maßſlab 
liegt, der die Frage ganz ausſchließt, die nach der Anſicht der Majorität nö⸗ 
thig fein würde, wenn man irgend Jemand, der einer geduldeten Religions⸗ 
Geſellſchaft nicht angebört, zur Standſchaft zulaſſen wollte. 


(Schluß folgt.) 


